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lieber den Ursprung der Steuern in den Herzogtümern 
JOlich und Berg, Cleve und Mark. 

Ein Stück Geschichte. 



Von Contmercienrath von Carnap in Düsseldorf. 



Das Steuerwesen ist ein überaus wichtiger Zweig der poli- 
tischen Oekonomie und schon oft Gegenstand wissenschaftlicher 
Erörterungen gewesen. 

In grösseren Werken finden wir ausführliche Entwicklungen 
über die Grundsätze der Besteurung , über die Steuerfreiheiten 
und die Nothwendigkeit ihrer Aufhebung, so wie über Missgriffe 
und Missbräuche der Besteuerung. In jüngster Zeit sind zu den 
alten Differenzpunkten noch neue Streitfragen gekommen, und 
bei näherer Anschauung derselben überzeugt man sich gar bald, 
dass die Discussionen über die Grundsätze einer gerechten und 
zweckmässigen Besteuerung noch lange nicht als geschlossen 
betrachtet werden können. 

Man begegnet indess bei einer Umschau in den bezüglichen 
Erzeugnissen der Litteratur nur selten einigen Worten über die 
Geschichte des Sleuerwesens , wie über den Ursprung der 
einzelnen Steuern, und doch haben alle historische Untersuchungen 
meist immer den Vortheil, dass sie gerecht und milde machen. 
Die Dinge entstehen nicht auf einmal, sie wachsen langsam aus 
einer Wurzel hervor und indem man sie entstehen und sich ent- 
wickeln sieht, gewinnt man eine richtige Ansicht ihrer Natur. 

So wie man die Geschichte des Reiches nicht geben kann, 
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ohne vorher die Geschichte der einzelnen Provinzen darzustellen, 
eben so kann man die Geschichte des Steuerwesens eines Staates 
nicht schreiben, ohne vorher die der einzelnen Provinzen zu 
geben, aus denen er besteht. Jeder kann aber am leichtesten 
die Geschichte seiner Provinz schreiben , des engeren Vaterlandes, 
in dem er geboren ist, weil er hier alle Verhältnisse am ge- 
nauesten kennt. Es wäre zu wünschen , dass in solcher Weise 
die grosse Lücke in unserer vaterländischen Geschichte sich aus- 
füllen möchte. An die Geschichte des Steuerwesens der Provinz 
knüpft sich immer so Manches, was für die Geschichte des Landes 
erheblich ist. Bei der Geschichte der Besteuerung kommt man 
überall auf die Geschichte des Bewilligungsrechtes, und 
bei diesem auf die Geschichte der Entwickeln ng der Lan- 
deshoheit. 

Die Entsehungs-Geschichte der Landeshoheit ist aber in 
jeder Provinzial-Geschichte bei weitem das Merkwürdigste, da 
aus der Landeshoheit, welche in den erblichen Reichs-Geschlech- 
tern sich entwickelt hat , der gegenwärtige Zustand des Staats- 
regimenls hervorgegangen ist. 

Es ist eine gewöhnliche, aber ganz irrige Meinung, dass 
zu allen Zeiten allgemeine Landessteuern staltgefunden haben. 
Dieses ist nicht der Fall. Bis zum 16. Jahrhundert bestanden 
keine allgemeine Landessteuern in dem Sinne und in dem Urn- 
fange, wie wir solche gegen Ende des 17. Jahrhunderts überall 
eingeführt finden. Und wirklich waren in jener Zeit auch keine 
Ursachen vorhanden, warum man allgemeine Landesstcuern 
hätte erheben sollen. Es war die Zeit des Faustrechtes, in der 
Jeder sich selbst Recht schalTle ; eine Zeit, die zu den bekannten 
Genossenschaften führte , um der Herrschaft der rohen Gewalt zu 
entgehen und eine Stütze zu finden in wilder Fehdezeit. Die 
Geistlichkeit hatte sich in religiöse Brüderschaften aufgelöst, der 
Adel in Fürslenbänke und Ritterorden, die Bürgerschaft in Zünfte; 
selbst Bauern stifteten ihre grauen Bünde, ihre Brüderschaften 
zum „Bundschuh" und zum „armen Conrad". Jede Geschlossen- 
heit vereinigte sich zur Wahrung ihrer Sonderinteressen , erwarb 
zu diesem Behufe ihre" Privilegien, und stand dem Gesammt- 
inleresse entgegen. Es gab keine gemeinsamen Rechte und keine 
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gemeinsamen Pflichten; überhaupt keine innigeren Bande natio- 
naler Gemeinschaft, welche die Interessen einer Nation umfasst. 

Die fürstlichen Familien lebten von ihren Besitzungen und 
Gütern , wie jede andere adelige Familie. Dass diese Familien 
ein Reichsamt bekleideten; dass sie in den Besitzungen, die sie 
erworben, von Kaiser und Reich mit dem Grafenbann und mit 
der Freigrafschaft waren belehnt worden; dieses führte noch 
eben so wenig zu der Befugniss und dem Rechte, Steuern zu 
erheben, als es jetzt ein Präsident oder ein Präfect vermöchte, 
welchem der König seine Stelle erblich verliehen hätte. Denn 
auch diese Grafen waren zu Anfang nur die Beamten des Kaisers 
und zur Rechenschaft gegen ihn verpflichtet. 

Als Carl der Grosse sein Reich in Grafschaften getheilt 
halte , stellte er über diese Reichsbediente und verlieh dem Gra- 
fen die weltliche, dem Bischof die geistliche Gewalt. Ueber Beiden 
stand der Sendgraf, den der Kaiser jährlich zur Bereisung der 
Provinz sandte, der seine Person vertrat, der mit dem Grafen, 
dem Bischof und den Schoppen eine Tagessatzung hielt, auf der 
alle Klagen gehört wurden, welche sich über die Rechtspflege oder 
die Verwaltung erhohen. In Bezug auf die Nachfolge und Erb- 
lichkeit war es nur blosses Herkommen und kein Recht, wenn 
der Sohn auf den Vater folgte. Der Kaiser konnte von der 
regierenden Dynastie abgehen, er that es indess selten und nur 
bei gewichtigen Gründen. 

Doch woher ist es nun zunächst gekommen , dass diese 
Einrichtungen Carls des Grossen sich so bald verwischten ? Die 
Erblichkeit des Grafenthums an die Stelle der Belehnung trat? 
die Territorialhoheit sich entwickelte? 

Man kann auf diese Fragen nicht eingehen, sie nicht lösen, 
ohne sich in die Zeit zu versetzen , in der Carl regierte , nicht 
ohne die Trümmer zu beleuchten, worauf das Reich Carls des 
Grossen folgte. 

Rom hatte um den Anfang unserer Zeitrechnung die ganze 
damals bekannte Welt beherrscht. Als die Familie der Julier an 
die Spitze dieses Ungeheuern Staates kam und unter Augustus 
den höchsten Punkt ihres Glanzes erreichte, war in Hinsicht der 
Grösse nie etwas Aehnliches auf Erden gewesen. Die Stadt Rom 
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hatte unter Augustus eine Einwohnerzahl von anderthalb Millionen. 
Dieser Coloss war gefallen. Entnervt durch Wollust, Eigennutz, 
Golddurst fiel er, als jeder innere Halt, jedes bessere Gefühl, 
jede Bürgertugend verschwunden war und die nordischen Volks- 
stämme ihn bekriegten. 

Die Gothen , die Vandalen , die Longobarden , die Sachsen, 
die Franken durchzogen die grosse Erbschaft, die sie gethan, 
nach allen Richtungen hin; gingen aus Ungarn nach Italien, aus 
Deutschland nach Gallien, nach Spanien, selbst bis zur Küste 
von Afrika. Europa war in Gefahr, eine Wüste zu werden. 
Alle Keime der Kultur, aller Ackerbau, alle Städte, Alles, was 
seit Jahrhunderten geschaffen worden, — war dem Untergange 
nahe. 

Diese Verwirrung dauerte mehrere hundert Jahre, bald in 
grösseren, bald in kleineren Bewegungen. Die Sehnsucht nach 
Ruhe war daher allgemein; allein die Dinge und die Völker 
konnten den Punkt nicht finden, wo sie zur Ruhe gelangen 
konnten. Viele Anstrengungen waren gemacht worden, vorzüg- 
lich von Seite der Städte, der Geistlichkeit, der Bischöfe und 
Kirchenfttrsten, denn die ewige Wahrheit, das Christentum, hatte 
inmitten dieser Wirren, dieser allgemeinen Unruhe die Bahn sich 
gebrochen, immer mehr sich ausgebreitet. 

In dieser Periode, wo die Sehnsucht nach Ruhe so allge- 
mein war, wurde Carl geboren, mit allen grossen Eigenschaften 
des Geistes, die nothwendig waren, um ihn zum Lieblinge seiner 
Zeit zu machen. 

Carl Martell , sein Grossvater , hatte als Majordom das fran- 
zösische Heer befehligt, welches die Mauren bei Tours schlug, 
die aus Spanien eingebrochen , und das Abendland von diesen 
morgenländischen Schwärmen befreit, indem er sie vernichtet 
und 375,000 getödtet hdlte. Sein Vater, „Pipin", stark durch 
diesen Ruhm seines Hauses, stiess den Thron der schwach 
gewordenen Merovinger um, und setzte die Krone auf deu 
Degen. 

Carl, aus solch einem Geschlechte entsprossen, das mächtig 
emporstrebte, das schon so viel erreicht, hielt Nichts für unmög- 
lich. Das Höchste war sein Ziel , das Grösste zu erreichen sein 
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andauerndes Streben. Er halle alle glänzenden Eigenschaften 
eines Herrschers. Eine grosse Thäligkeit des Geistes, viele poli- 
tische Güte, und durch seine Kenntnissse, sein Wissen eine ge- 
waltige Ueberlegenheit in einem ungebildeten Zeitalter. 

An alles dieses muss man sich erinnern, um es zu fassen, 
dass ein Frankenfiirst , ein Enkel jener Pipine von Heristal, die 
Kühnheit hatte, sich zum Herrn von Europa zu machen, das 
römische Reich zu erneuern, sich an die Reihe jener Cäsaren 
anzuschliessen , welche die Welt mit ihrem Ruhm erfüllt, auf den 
Trümmern Roms sich krönen zu lassen und gleich Augustus den 
Gruss und die Kniebeugung der Welt anzunehmen. 

Carl der Grosse halte es erkannt, was es eigentlich sei, 
wonach die deutschen Völkerschaften strebten , ohne sich selber 
noch völlig klar zu sein. Sie wollten eine Einheit, — ein Alle- 
inanien , — damit sie stark wären gegen die Reichsfeinde. Allein 
durch diese Einheit sollte die innere Freiheit nicht leiden, und 
die Rechte des Mannes nicht gekränkt werden. 

Carl errichtete dieses Reich und nannte es das heilige und 
das römische. Ein Reich und eine Kirche. Dies war der Schluss 
aller Unterredungen über Angelegenheilen der damaligen christ- 
lichen Welt, die Carl mit seinem klugen Freunde, dem Papsle 
Adrian , hatte. 

Die Einheit ward errungen und gegeben ; die äussere Frei- 
heit gesichert und die innere in grossen Zügen hingestellt. Er 
versammelte seine Barone auf den Tagen (Dietinen), die er 
ihnen setzte , und überlegte da mit ihnen des Reiches Beste. Er 
hatte das Reich , wie gesagt , in Grafschaften getheilt und die 
Rechtsfindung in den Händen der Schöppengerichte gelassen ; denn 
das war eine der ersten Bedingungen, welche die Sachsen mach- 
ten , als sie unter das abendländische Kaiserthum traten, dass sie, 
wie bisher, nach eigenem Rechte, sich selber richten könnten. 

Man sieht, dass in den Anlagen zu Cail's Reich alles das 
enthalten war, was die deutschen Volksstärnme wünschten und 
wonach sie strebten. Doch Carl der Grosse stand nur 14 Jahre 
an der Spitze dieses Reiches; es war ihm nicht vergönnt, den 
grossen Bau zu vollenden. Im Jahr 800 wurde er in Rom ge- 
krönt und zum Kaiser ausgerufen und 814 starb er, nachdem 
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er 14 Jahre als römischer Kaiser und 45 als Frankenfürst regiert 
halte. Aber ein ganzes Menschenleben würde kaum ausgereicht 
haben, um ein so grosses Gebäude zu vollenden, wie das war, 
wozu Carl die Fundamente gelegt; und gleich diesen bedurfte 
auch die Vollendung die ganze Kraft und den Geist eines Herr- 
schers wie Carl. Dieser fehlte und so sank das Haus, das mit 
einem so grossen Herrschelreiche begonnen halle — schnell 
wieder hinab. CarPs Werk blieb unvollendet, wie die grossen 
gothischen Dome , die uns nachgewiesen , wie schwer es ist, 
Etwas unter den Menschen zur Vollendung zu bringen, an dem 
mehrere Zeitalter bauen müssen. 

Zwei Söhne , die Carl zu seinem Nachfolger bestimm), star- 
ben vor ihm, und Ludewig, der zum Geistlichen erzogen und 
wahrscheinlich zum Papste bestimmt war, kam an die Regierung. 

Dieser Ludewig, genannt der Fromme, (heilte das Reich 
unter seine. Söhne und die inneren Zwistigkeiten derselben ver- 
banden sich mit den Begebenheiten der Zeit auf eine so unglück- 
liche Weise, dass das Reich bald den Vorlheil verlor: ein regie- 
rendes Geschlecht zu haben. 

Das Reich wurde ein Wahlreich der grossen Kronbedienten, 
die Carl eingesetzt hatte. Wie in allen Wahlreichen, so be- 
nutzten auch hier die Wähler jedes Zwischenreich, um ihre 
Rechte auszudehnen und die des Kaisers zu beschränken. So 
sank die Kaiserliche Macht und das Kaiserliche Ansehen und es 
entwickelte sich die Terriloiialhoheit, die ganz anderer Natur 
war als Carl's Reich. 

Die Kronbedienten . welche in den Zwischenreichen mit dem 
Reichsgute nach Gefallen verfuhren , suchten vor Allem ihre 
Stellen erblich zu machen, und Alles, was sie erwarben, erwarben 
sie hinfort nicht für's Reich, sondern für sich. 

Der erste Grund der Territorialhoheit lag, nach „Moser", 
in der Reichs vogtei , welche sich nach dem Maasse erhob , als 
Carl's Grafschaften, wovon uns keine einzige übrig geblieben, 
ihre Einrichtungen und Befugniss verloren. Aus einzelnen Reichs- 
vogteien waren edle Herrlichkeiten erwachsen ; und wo ein edler 
Herr ihrer mehrere zusammengebracht und vereinigt hatte, wurde 
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es ihm leicht, diese Sammlung zu einer neuen Grafschaft erheben 
zu lassen. 

Dazu kam , dass die Kaiser diesen Graten, ihren vormaligen 
Beamten, ihre kaiserlichen Kammergüter käuflich abtraten und 
diese Guter von der kaiserlichen Obergerictbsbarkeit befreiten. 
Die Grafen wurden nun daran gewöhnt, die Gerichtsbarkeit als 
ein Recht über diese Güter auszuüben , und sich als Eigener und 
als Richter Anderer anzusehen. Sobald die Grafen ihre erbliche 
Herrschaft gesichert wussten, legten sie bleibende Stammsitze an, 
Wohnburgen , grösstenteils auf Anhöhen , benannt von örtlichen 
Gegenständen, häufig von der Lage, der Umgebung oder dem 
Berg, worauf das Schloss erbaut war 

Solche Grafen und edle Herren, die nun zum Unterschiede 
anderer Genossen gleichen Ranges nach ihren Burgen und Schlös- 
sern sich nannten, waren bei dem Allem noch keine Landes- 
herren; sie waren nur auf dem Wege zur Landeshoheit. Doch 
von solch einem Schlosse ward nun die Sicherheit der umliegenden 
Gegend abhängig. Die noch freien Häuptlinge derjenigen Höfe 
und Gauen, die in der Nachbarschaft des Schlosses lagen, schlössen 
sich nach und nach dem Grafen als freie Lehensmänner an. Die 
geistlichen Stifter aber erwählten den Besitzer des Schlosses zum 
Vogt ihrer daselbst liegenden Höfe , und wo diess nicht der Fall 
war, da bestrebten sich die Schlossbesitzer, solche Höfe und 
Rechte durch Kauf oder Tausch zu erwerben. So traten diese 
edlen Herren der Landeshoheit einige Schritte näher. Ihre Güter 
und Leute waren durch die Burg geschützt, sie selbst durch die 
engere Verbindung der umhergesessenen Erbbesitzer gestärkt. 
Sie waren jetzt die Erbherren der Schlösser; die Hauptherren 
und Führer der Mannschaften; die Schutzherren der in der Ge- 
gend wohnenden Landsassen und führten bei den Reichsgeschäften 
im Namen Aller die Stimme. 

War der Burgherr nur ein edler oder freier Mann, doch 
gleichzeitig der Häuptling von mehreren Höfen und der Banner- 
herr der Mannschaften geworden, so nannte man den Landbezirk 
eine Herrschaft; bekleidete aber der Burgherr noch ein Grafen- 
amt oder hatte von den alten zerstückelten Gauen diesen Namen 
behalten, so hiess der Landesbezirk eine Grafschaft. 
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Die Macht und das Ansehen der neuen Grafen und Herren 
blieb indess Anfangs noch sehr beschränkt, und beruhte zumeist 
noch auf der Zahl der Streitkräfte, die sie an sich zu fesseln 
vermochten. — Die Ritterschaft, an deren Spitze der Dynast 
nur als Erster unter Gleichen stand, trat ihm um so gewaltiger 
entgegen, je geringer sein Uebergewicht an Erbgrundbesitz, an 
Untersassen und reichsrechllichen Befugnissen war. Aus solch 
gegenseitiger Abhängigkeit, welche dort die neue Hoheit be- 
dingte, hier alte Gerechtsame bestehen Hess oder neue begrün- 
dete, entwickelte sich jene Staatsverfassung, die schon in den 
Urkunden des zwölften Jahrhunderts in einzelnen Zügen sich 
ankündigt und den Grafen oder Bischof die öffentlichen Hand- 
lungen, nur mit dem Zeugnisse seiner Gelreuen, mit ihrem Rathe 
und ihrer Verbürgung, vollziehen lässt. 

Die neue Landeshoheit bildete sich endlich in unseren Län- 
dern von Jülich und Berg, Cleve und Mark, jetzt Rheinland- 
Westphalen, völlig aus. Sie wurde von den Regenten nach den 
im deutschen Reiche geltenden Grundsätzen, mit den aus kaiser- 
lichen. Belehnungen und besonderen Vorrechten noch gebliebenen 
Einschränkungen geübt. 

Es war ein Charakterzug der deutschen Reichsveriassung, 
dass sie grösstenteils auf dem Herkommen beruhte und immer- 
währenden Schwankungen unterlag. Eine denkwürdige Aenderung 
erfolgte endlich durch die sogenannte goldene Bulle, die Kaiser 
Carl IV als das erste geschriebene Reichsgesetz im Jahr 1356 
ausstellte. Mit ihr begann eine neue Periode des deutschen 
Staatsrechts , das bis zur Auflösung des deutschen Reiches die 
Grundlage seiner Verfassung gebildet. 

In diesem Reichsgrundgesetz , das seinen Namen vorzugs- 
weise von dem ihm angehängten goldenen Majestätssiegel ent- 
lehnt, wurde das ausschliessliche Wahlrecht den sieben Kur- 
fürsten feierlichst bestätigt. Die kaiserlichen Vorrechte, welche 
in diesem Reichsgesetze gültig blieben, wurden mit dem Namen 
„kaiserlicher Reservatrechte" belegt und bildeten die Reste der 
kaiserlichen Macht und Hoheit. 

Es gehörte dazu: die oberste Lehnsherrlichkeit, die theils 
durch die Verleihung der heimgefallenen Lehen, theils durch die 
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Entscheidung etwa vorfallender Lehnsstreitigkeiten sich aussprach. 
Ein anderes Vorrecht war die oberste richterliche Gewalt und 
die Berufung von den Aussprüchen der reichsständischen Ge- 
richtshöfe an die kaiserlichen Gerichte , welche den Vasallen und 
Unterthanen der Fürsten und Stände frei blieb. Ferner gehörten 
zu den Reservatrechten der Kaiser das Recht, Privilegien zu 
ertheilen für das Zoll-, Markt- und Münzrecht, das Stadtrecht, 
das Bergwerksregal , das Recht, Universitäten anzulegen, Mühlen 
und Brücken zu bauen, mit rotheni Wachs zu siegeln, so wie 
die Ertheiluug des Pfalzgrafen- Amtes und des Notariats, und 
sodann auch das Recht der* Standeserhöhung. 

In allen Reichsgeschäften von Wichtigkeit war der Kaiser 
an die Einwilligung der Reichsstände, wenigstens der Bischöfe, 
gebunden. Kein Reichsgeselz konnte anders, als mit Rath und 
Zuziehung der Stände auf öffentlichem Reichstage gegeben werden- 
Die kaiserlichen Einkünfte hatten zwar in dem Gange 
der Ereignisse früher schon Noth gelitten ; es gab indess in den 
Provinzen eine bedeutende Zahl von Kammergütern, die beträcht- 
liche Einkünfte abwarfen; jetzt wurden sie noch mehr ge- 
schmälert. 

Schon nach Albrechl 1 findet man fast keinen Kaiser, der 
nicht Reichs- und Kammergüter verkauft und verpfändet hätte, 
um mit dem Ertrage derselben sich zu helfen. Unter Friedrich III 
waren die Reichseinkünfte so gering, dass sie kaum zur Bestrei- 
tung der Gesandtschaftskosten ausreichten. Sie bestanden zu- 
meist nur in den Abgaben der Juden. Diese Gefälle waren be- 
trächtlich und bestanden zur Regierungszeit Kaisers Sigismund 
im dritten Pfennig, im zehnten Pfennig, in der halben Juden- 
steuer und dem Gulden Opferpfennig. Der dritte Pfennig war 
eine ausserordentliche Abgabe, welche die ganze Judenschafl 
ohne Unterschied des Geschlechtes traf; sie wird von manchem 
Schriftsteller auch die Kronsteuer genannt, weil sie meist bei 
der Krönung erhoben wurde; oft wurde sie auch in Nothfällen, 
z. B. im Hussitenkriege, ausgeschrieben. Der zehnte Pfennig 
bestand im zehnten Theil des Gewinns von allem Handel und 
Wucher der Juden; er war schon bei den Karolingern üblich. 
Die Judensteuer scheint eine Grundsteuer gewesen zu sein, die 



in den Herzogtümern Jülich und Berg, Cleve und Mark. 357 

auf ihrem unbeweglichen Eigenthume lastete; sie hiess die halbe 
Judensteuer , wenn der Kaiser *bei Ertheilung des Privilegiums 
Über die Aufnahme der Juden bei manchen Reichsständen die 
Hälfte der Judensteuer sich ausbehielt. Der Gulden Opferpfennig 
war eine beständige Abgabe, die von der ganzen Judenschaft, männ- 
lichen und weiblichen Geschlechts, in Deutschland sowohl wie in 
Italien, allemal auf Weihnachten entrichtet werden musste; sie 
bestand in einem rheinischen Gulden ; die Kinder waren frei, bis 
sie das zwölfte Jahr zurückgelegt hatten. 

Diese kaiserlichen Rechte über die Juden kamen nach und 
nach auch in Abnahme, je kräftiger die Landeshoheit der Reichs- 
stände ward; mit dem sechszehnlen Jahrhundert waren sie fast 
ganz erloschen. 

Selbst der Kaiser durfte keine Steuern ausschreiben; die 
öffentlichen Einnahmen bestanden immerhin nur in dem Ertrage 
aus dem eigenthümlichen Vermögen des deutschen Reiches, und 
aus den kaiserlichen Regalien. 

In jenen Zeitperioden gab es keine stehenden Heere, keine 
Steuern für die Kriegseinrichtung. Brach der Feind in's Land, 
so erging ein Waffengeschrei durch alle deutschen Gauen. Der 
Heerbann trat zusammen und zog dem Feind entgegen. Als der 
Geist der alten Unabhängigkeit verschwand , siegte der Geist des 
Lehnwesens. Die Kriege wurden nun ausschliessend mit Lehns- 
leuten und Dienstleuten geführt. 

Beim Heerbann haftete der Dienst auf jedem Erbgut ; jeder 
Erbgutsbesitzer war dazu verbunden; denn das Allodium, das 
freie Erbe, war der Kern der germanischen Einrichtung. Im 
Lehnsystem haftete der Dienst auf dem Lehngute, dem zwischen 
dem Lehnherrn und Vasallen getheilten Eigenthum und nur die 
Lehnmänner waren dazu verpflichtet. Im Heerbann leisteten die 
Erbbesitzer persönlich ihren Dienst ; war der Erbe noch minder- 
jährig, so vertrat ihn sein Vormund. Im Lehnwesen war der 
Vasall zwar auch zu persönlicher Leistung verpflichtet, doch 
konnte er nach getroffener Verabredung mit dem Lehnsherrn 
durch einen Anderen sich vertreten lassen; war er minder- 
jährig, vertrat ihn sein Vormund. Im Heerbann rief bloss die 
Pflicht gegen das Vaterland und der Heermann zog unter der 

Zfilukr. Nr Stitl.w. 1868. 3» Hefi. 24 
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Fahne, des Volkes zum Schutz des Landes. Im Lehnwesen war 
der Dienst im ersteren Falle mir der Pflicht gegen den Regenten 
verbunden , zur Verteidigung seiner Person und seines persön- 
lichen Eigenthums. Der Heermann leistete den Eid der Treue 
nur dem Kaiser. Der Lehnsmann ausserdem auch seinem Lehns- 
herrn. Im Heerbann erbte der Sohn den Ackerhof seines Vaters 
und mit der Hauspflicht auch die Heermannspflicht. Im Lehn- 
system erbte der Sohn mit dem Lehngute seines Vaters zwar die 
Heerpflicht , doch auch die besondere Pflicht , dem Lehnsherrn in 
seinen Fehden zu dienen. 

Wenn der Kaiser in den Tagen des Lehnwesens das Auf- 
gebot ergehen Hess, musste jeder Reichs- Vasall mit seinen Dienst- 
mannen sich stellen. Derselbe Fall fand mit den Untervasallen 
in Betreff ihrer Lehnsherrn statt. Selbst die Geistlichen mussten 
sich stellen. Die Erinnerung an den Beruf des Kirchenlehrers 
war dergestalt erloschen und die Eigenschaft als Reichslehnmann 
so vorherrschend, dass die persönliche Theilnahme der Bischöfe 
und Reichsäbte an den Feldzügen als eine der ersten Pflichten 
erschien. Hit dem Verfalle der kaiserlichen Macht hob sich die 
Gewalt der Fürsten in ihren Territorien. Beim Antritt ihrer Re- 
gierung empfingen sie die Huldigung der Vasallen und Unter- 
thanen. Schon zur Zeit der Hohenstaufen war dies in den grossen 
Herzogtümern üblich. Doch wie die Macht des Kaisers in den 
Hunden der Reichsstände lag, hing die Gewalt der Fürsten von 
ihren Standen und Vasallen ab. In allen wichtigen Landes-An- 
gelegenheiten waren die Fürsten an die Einwilligung der Land- 
stände gebunden. 

Wie in anderen deutschen Gauen beruhte die Macht und 
das Ansehen auch der jülisch-bergischen Grafen vor Allem auf 
dem Beistande, den die Lehnträger, jetzt die Ritterschaft ge- 
nannt, ihnen leistete. Beide, Regent und Ritterschaft, befanden 
sich in gegenseitiger Abhängigkeit, dort durch die Landeshoheit, 
hier durch Gerechtsame. An den Gerechtsamen der Ritterschaft 
nahmen die Städte allmälig ihren Anlheil. Durch Mauern, Thürme 
und Gräben geschützt, bildeten sie eine vielvermögende Oppo- 
sition. Ihr Wohlstand hob sich durch Handel und Gewerbfleiss, 
so dass man bald das BedUrfniss fühlte, sie in gemeinsamer Noth 
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zu Rathe zu ziehen und ihre Hülfsmittel in Anspruch zu nehmen. 
Fürst und Ritterschaft verstanden sich dazu: sie in die Stand- 
schaft einzulassen. 

In den Händen des Regenten lagen jene Regalien, die 
aus der alten Verfassung des Heerbannes und der Grafschaften 
in die erbliche Verwaltung gelangt, oder die ihnen von anderen 
Reichsämtern überkommen und ebenso erbjich bei ihnen geblieben 
waren. Diese Regalien enthielten die kaiserlichen Lebnbriefe 
und gewährten ein von der Einwirkung der Landstände unab- 
hängiges Einkommen. 

Der Unterhalt der fürstlichen Familien war in der Regel auf 
die Erträgnisse der Privatgüter angewiesen , die meist in Natu- 
ralien bestanden , welche die Hausleute dem Drosten abzuliefern 
hatten. Der Drost hatte die Oberaufsicht und jährlich die Rech- 
nung zu legen. Ihm war, da er für die Tafel sorgen musste, 
die Aufsicht über die Fruchtböden, die Keller und die Küchen 
übertragen, und dazu die bedeutendsten Einnahmen der Kammer- 
und Tafelgüter überwiesen. Es entstanden daraus die Drosten- 
Aemter und Amtsbezirke, und zwar nach und nach so viele, als 
der Landesherr Tafelgüter hatte. 

Einer besonderen Erwähnung verdienen die Heiraths-Ver- 
träge der gräflichen Häuser. Das beiderseits eingebrachte Gut 
wurde durch Urkunden festgesetzt, und die Geschichte der Her- 
zogtümer liefert nicht wenige Beispiele, wie Grafen und Fürsten 
mit sorgfältigster Umsicht die Zukunft der edlen Frauen durch 
Witthum oder Leibzucht sicherten. Schon nach den alten Hof- 
rechten, die in ihrem Znsammenhang das Landrecht bildeten, 
hatte jede Frau eine Leibzucht an dem Hofe des Hannes, und 
hierzu bedurfte es keiner besonderen Urkunde. Mit der Zeit 
aber kamen mehrere Höfe, in eine Hand, und sollte nun die 
Leibzucht ausser dem Stammhofe auch die übrigen Höfe treffen, 
so musste dieses, weil das alte Landrecht hierin Nichts bestimmte, 
durch besondere Verabredung festgesetzt und dann feierlich be- 
stätigt werden. Ausser diesen Einnahmen erhielten die Frauen 
eine Morgengabe nach der Brautnacht, nämlich ein Geschenk 
von dem Gatten oder dessen Vater. 

In solcher Weise war für alle Bedürfnisse gesorgt. Für 
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360 Ueber den Ursprung der Steuern 

die Unterhaltung- der landesherrlichen Familien dienten diePri- 
vat-Besitzungcn, wie für die Bestreitung der Staatsbedürf- 
nisse die Regalien und durch Mitwirkung der Landstände die 
gewöhnlichen und aussergewöhnlichen Beden oder freiwilligen 
Beisteuern. Auch die deutschen Fürsten hatten in jener Zeit 
nicht das Recht der Besteuerung, und allgemeine Landessteuern 
gab es nicht. 

Wie nun aber ist das Recht entstanden: Steuern auszu- 
schreiben? erst solche, die bewilligt wprden und dann solche, 
die nicht bewilligt worden sind? Wie haben diese Befugnisse 
sich nach und nach entwickelt? Dies nun zu zeigen, ist die 
Aufgabe der Geschichte des Steuerwesens. 

Wenn der Graf oder nachherige Herzog von Jülich und 
Berg irgend eine ungewöhnliche Ausgabe hatte, welche über 
seine Kräfte ging, so sprach er seine lieben Getreuen um 
eine Beisteuer an, welche diese dann auch bewilligten, da ge- 
wöhnlich diese Ausgaben zum Besten des Landes waren, indem 
entweder alle Pfandschaften sollten eingelöst werden oder neue 
Herrschaften zugekauft. 

Diese Bewilligungen geschahen nach Corporationen und jedt 
bewilligte nur für sich. Die erste Bewilligung ging von der 
Corporation der Dienstmannschaften aus. Dieses waren des 
Grafen Räthe und lieben Freunde von der Ritterschaft, welche 
unter dieser Benennung schon in einer Urkunde von 1320 er- 
scheinen, als Graf Adolph VI von Berg mit dem Rathe seiner 
Freunde, Männer, Dienstmänner, Burgmänner, Ritter und Knappen 
feststellt: dass die Grafschaft von dem Berge ungetheilt und 
ungesplissen auf seine Schwester Margarelhe übergehen soll, 
die den Grafen von Ravensberg geheirathet. Bewilligten diese 
Dienstleute , welche zugleich Landsassen waren, dem Grafen eine 
Beisteuer, so bewilligten sie ihm diese von dem Ihrigen, 
denn die Dienstmannschaften waren eben so wenig berechtigt, 
eine Abgabe von den Landeseingesessenen zu erheben, als es 
der Graf war. Glaubte man, dass die Städte auch etwas bewil- 
ligen würden, so sprach man diese ebenfalls an und diese be- 
willigten dann wieder für sich. Glaubte man, dass die gemeinen 
Landsassen auch etwas hergeben könnten, so wurden diese durch 
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ihre Vorsteher und Schoppen ebenfalls angesprochen, nachdem 
sie durch den Glockenschlag versammelt worden, wie wir dieses 
aus einer Urkunde von 1363 sehen, als Graf Wilhelm von Berg 
die Herrschaft Blankenberg erwarb, der Ritter Johann von Hirsch 
die Kaufsumme in Form einer Leibrente vorschoss und alle Ein- 
gesessenen der Grafschaft Berg für die dargeliehene Summe sich 
verbürgten. 

Sollte die Geistlichkeit etwas beitragen, so musste diese 
auch angesprochen werden, und sie bewilligte dann ebenfalls 
einige Procente von ihrem Einkommen. 

Sollten endlich die kleinen Staaten etwas beitragen, deren 
etliche vierzig auf der südlichen Seite des Herzogthums Jülich 
lagen, und die Unterherrschaften hiessen, so mussten diese eben- 
falls angesprochen werden, und diese bewilligten dann auf einem 
Unterherrentage, auf dem sie sich versammelten, eine bestimmte 
Summe , die sie auch gleich auf sich vertheilten und umlegten. 

Jeder konnte aber nur für sich bewilligen. Der Adel 
konnte nicht für die Geistlichkeit bewilligen und die Geistlichkeit 
nicht für den Adel. Die Städte konnten nicht Tür die Landsassen 
bewilligen und die Landsassen nicht für die Städte. Alle konnten 
nicht für die Unterherren bewilligen und die Unterherren nicht 
für die anderen. Jeder war Herr seines Beutels. Dieses war 
der allgemeine Grundsatz im heiligen römischen Reiche deutscher 
Nation. 

Wie kam es aber nun, dass endlich einer für den andern 
bewilligte und die Dienstleute und die Städte Tür die Landsassen ? 

Als die verschiedenen Corporationen mehrmals eine milde 
Gabe (donum charitafivum) oder Beisteuer zu irgend einem 
Landeszwecke bewilligt hatten, so war eine gewisse Praxis im 
Laufe der Jahre gebildet, nach welcher, wenn die eine Corpo- 
ration einen gewissen Beitrag gab, die anderen ihren Kräften 
gemäss ebenfalls eine bestimmte Summe entrichteten. Wenn also 
die eine Tür sich bewilligt hatte, so konnte man schon zum 
Voraus berechnen, wie viel die andere nun bewilligen werde, 
und so haben verschiedene dieser Corporationen, nachdem sie 
gesehen , wie viel die Dienstmannschaften und die Städte bewil- 
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ligt , ihren Antheil durch eine ähnliche Bewilligung gleich über- 
nommen. 

Sodann bewilligte man damals keine Grundsteuer, sondern 
eine Gewerbesteuer, die auf das Gewerbe des Ackerbaues eben 
so umgelegt wurde, wie auf alle anderen. So wie sich die Grösse 
einer Branntweinbrennerei nach der Grösse der Gefässe richtet, 
die sie anwendet , so richtet sich die Grösse eines ländlichen 
Gewerbes nach der unterhabenden Morgenzahl. Und da diese 
Morgen nun nicht alle von gleicher Güte waren, so reducirte 
man sie auf eine NormalgUte und nannte solche : reducirte Morgen 
oder Steuermorgen. 

Die Gewerbe wurden nun gegen eben solche Morgen ange- 
schlagen, welches noth wendig war, um einen gemeinschaftlichen 
Vertheilungsmaassstab zu finden. So schlug man z. B. eine Mühle 
in der Steuer zu 30 Steuermorgen an und dieses nannte man: 
blinde Morgen, das heisst solche, die in der Steuerrolle 
stehen , nicht aber im Felde zu finden sind. Auf solche Weise 
schlug man Brauereien, selbst grosse Kaufladen an und setzte 
sie mit einer Anzahl blinde Morgen in die Steuerrolle. 

Wie sorgfältig man damals war, die Grundsteuer als eine 
blosse Gewerbesteuer zu betrachten, das ersieht man besonders 
aus den clevischen Steuer- Verhandlungen , wo die Stände es sich 
jedesmal aufs Neue verbriefen Hessen, dass diese eine blosse 
Gewerbesteuer sei und dass hiedurch kein onus reale auf die 
Ländereien kommen solle. Noch in einer Verordnung vom 
20. November 1612 wurde bestimmt: dass die Schätzung nicht 
auf die Güter, sondern auf die Particular-Personen solle ausge- 
schrieben werden , nach eines Jeden Gewinn, Gewerb und 
Vermögen. 

Hierauf bezog sich die Kammer in einem Berichte vom 
44. November 1733, worin sie sagt: dass die Schätzung anfäng- 
lich als ein onus mere personale sei betrachtet worden und 
daher die Vertheilung nicht sowohl auf der Einwohner unterge- 
habte Ländereien, als vielmehr auf ihr Gewinn und Gewerbe sei 
gesetzt worden. 

Hieraus wird es begreiflich , dass die Ländereien der Dienst- 
leute, welche diese auf ihren adeligen Häusern bebauten, aus 
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der Steuerrolle blieben. Die Dienstleute, als die damaligen Krie- 
ger, konnten nicht in Gewinn und Gewerbe veranschlagt 
werden, denn sie trieben keine bürgerliche Handthierung. 

Wenn sie nun einen Beitrag zu den LandesbedUrfnissen be- 
willigten, so konnte dieser sich nur nach ihren Einkünften richten, 
und wirklich finden wir, dass sie im Jahr 1694 in Jülich und 
Berg 26 Procent von ihrem reinen Einkommen zur Aufbringung 
der französischen Contribution bewilligten. Eben so bewilligten 
sie 1697 acht Procent und 1702 wieder acht Procent von ihrem 
Einkommen. 

Auf dieselbe Weise bewilligte die Geistlichkeit ein Gewisses 
von ihren Einkünften; denn wenn eine Schätzung nach Gewinn 
und Gewerbe umgelegt wurde , so konnte diese die Geistlichkeit 
ebenfalls nicht treffen. 

In den alten Schatz-Matrikeln und Aufnahmen aller steuer- 
baren Morgen zum Behuf einer Gewinn- und Gewerbe- 
steuer standen daher die Ländereien der Dienstmannschaften 
und die Ländereien der Geistlichkeit nicht, eben weil es einer 
Gewerbesteuer galt. Diese Ländereien waren also von der Ge- 
werbesteuer frei , weil die Dienstmannschaften wie die Geistlich- 
keit von ihrem Einkommen steuerten. 

Hiebei wäre nichts zu erinnern gewesen , wenn die Dienst- 
mannschaft und die Geistlichkeit nur immer eben so viel von 
ihrem Einkommen gesteuert hätten, als die Eingesessenen von 
ihren Gewerben; denn ob ein Stand seinen Beitrag zu des Landes 
Lasten auf die eine Weise bezahlte oder auf die andere, das 
führte zu gleichem Ziele. 

Allein nachdem sich einmal die Gewohnheit festgestellt 
hatte, dass die Bewilligungen der Dienstmannschaft der Maass- 
stab für die Bewilligungen der anderen war, und als sich im 
Laufe der Jahre hieraus die zweite Gewohnheit entwickelt hatte, 
dass wenn die Dienstmannschaft ihre Bewilligung gemacht, diese 
für die anderen Stände mitgalt; so schlich sich nach und nach 
auch die Gewohnheit ein: dass die Dienstmannschaft für sich 
zwar keine Einkommensteuer bewilligte, aber doch für die Ein- 
gesessenen eine Gewinn- und Gewerbesteuer. 

Und so entstand dann in den beiden Herzogthümern von 
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Jülich und Berg der sonderbare Gebrauch: dass diejenigen, 
welche die Steuern bewilligten, keine Steuer be- 
zahlten, und diejenigen, die sie bezahlten, hatten 
das Recht verloren, sie zu bewilligen. 

Man hatte nun schatzfreie Ländereien und schatzbare Län- 
dereien und fing nun an , die Grundsteuer als ein onus reale 
und nicht mehr als ein onus mere personale zu betrachten. Die 
Ländereien, welche nun einmal nicht in den alten Steuerrollen 
standen, wurden als steuerfrei angesehen und blieben es auch; 
wenn der Dienstmann, der bisher der Besitzer derselben gewesen, 
sie an andere Landsassen verkaufte, welche keine Dienstleute 
waren, und die daher eine verhältnissmässige Gewerbesteuer 
davon hätten zu entrichten gehabt. 

Dieses ist die kurze Geschichte , wie es gekommen , dass 
in den Herzogthümern Jülich und Berg das Bewilligungsrecht 
bloss in den Händen der Dienstmannschaft, — später Ritterschaft 
genannl , — und der Städte war. Wir wollen jetzt Einiges zur 
Statistik des Steuerwesens beibringen. 

Fast alle Nachrichten, welche man aus dem 15. und 
16. Jahrhundert hat, bestehen bloss in einzelnen Reversalen, 
welche die Rälhe. Ritterschaft und Städte jedesmal sich geben 
Hessen, so oft die Bewilligung stattgefunden und in denen der 
Herzog erklärte, dass dieses ein donum charilatwum sei, welches 
sie zu geben nicht schuldig und dass hieraus keine Folge für 
die Zukunft entstehen solle. 

Die erste bekannte, frei bewilligte Bede datirt sich nach 
urkundlichen Belegen erst aus der Zeit Herzog Wilhelms vom 
Jahr 1473. In dem Reservale, welches dieser Fürst darüber 
ausstellte, sagt er: „dass Ritterschaft und Städte ihm Kriegs 
halber zu HülF kommen sind mit einer Bede." Wir haben aus 
jenem Zeitraum noch zwei solcher, durch Urkunden erwiesenen 
fürstlichen Anträge an die Landstände und zwar aus den Jahren 
1498 und 1511. In der letzteren sind unter anderen folgende 
Worte enthalten : „Eine Bede und Geldgift zu HülP und Steuer, 
dass sie — die üntersassen — nach Vermöge, Brieve und Sie- 
geln von unseren Vorfahren selig, und uns, ihn gegeben, nit 
schuldig zu thun waren." 
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Dies war schon in einer Zeil, wo, bei der wachsenden Be- 
völkerung , dem veränderten Stande der allgemeinen und beson- 
deren Verhältnisse, vorzüglich in Folge der Erfindung des Schiess- 
pulvers und der wieder als Folge entstandenen kostspieligen 
Veränderungen im Heer- und Kriegswesen, so wie endlich bei 
den äusseren gesandtschaftlichen Vertretungen und dem einge- 
führten grösseren Hofstaate — die Privatgüter und Kammer- 
gefälle zur Bestreitung der Ausgaben nicht mehr ausreichten 
und nur die erhöhten und ausserordentlichen Beden auszuhelfen 
vermochten. 

In den Reversalen ist jedesmal der Zweck angegeben, zu 
welchem der Beitrag gefordert wurde , aber die Summe , auf 
welche dieser Beitrag sich belief, findet man nur selten, so dass 
man nicht sagen kann, wie gross eigentlich die damaligen Be- 
willigungen gewesen sind. Doch scheinen sie nie sehr gross 
gewesen zu sein , und nie die Kräfte der einzelnen Corporation 
überstiegen zu haben, welche sie bewilligte. Oefter als alle 
fünf oder zehn Jahre haben sie in den Herzogtümern Jülich und 
Berg nicht stattgefunden. 

Nur der Grafschaft Ravensberg lagen durch den Uebergang 
aus den Händen eigener Regenten in jener Periode schon be- 
deutendere Geldleistungen als ausserordentliche Beiträge ob. Im 
Jahr 1546 liess Wilhelm IV, welcher ordentliche Rechnungen 
über Einnahme und Ausnahme in der Fihanzverwaltung einge- 
führt, die alte ravensbergische Stammburg, den Sparrenberg, 
ausbessern und mit neuen festen Anlagen versehen. Am 14. Juli 
1558 bewilligten die Stände auf dem Landtage 11,000 Thaler 
zur Türkenhulfe und zur Vollendung der Festungswerke am 
Sparrenberg und an dem Ravensberg. Im Jahr 1566 wurden 
wegen andauernder Türkennoth zur Mobilmachung eines Corps 
8000 Thaler bewilligt. Im Jahr 1575 wurde zur Vermählung 
der beiden Töchter Maria Eleonore und Anna zur Bestreitung der 
Aussteuer ein Beitrag von 8000 Thalern , in zwei Fristen zahl- 
bar, gegeben. Das Jahr 1578 forderte abermals neue Türken- 
steuer von 1 1,000 Thalern , die zugestanden wurde, so wie das 
lahr 1581 einen Beitrag von 6000 Thalern, die der Herzog zur 
Ausstattung seiner Tochter Magdalena in Antrag brachte. Zu den 
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Vertheidigungs-Anstalten des Landes gegen feindlichen Anfall 
bewilligten- die Landstände im Jahr 1585 die Summe von 
9000 Thalern, so wie einen gleichen Beitrag im Jahr 1587 und 
wieder 7000 Thaler im Jahr 1589. Und da alle diese Summen 
zu dem beabsichtigten Zwecke noch nicht ausreichten, so sah der 
Herzog sich genöthigt, von der Stadt Bielefeld noch 4000 Thaler 
pfandweise aufzunehmen. Mit Ausnahme etwa der Ausstattungen 
für die Prinzessinen waren sämmtliche Bewilligungen durch das 
öffentliche Bedürfniss des Landes dringend geboten. 

Als im Jahr 1609 das Haus Cleve im Mannesstamme erlosch, 
so wurden die Länder getheilt. Cleve und Mark kam mit der 
ältesten Erbtocbter an Brandenburg und Jülich und Berg mit der 
zweiten an Pfalz Neuburg. 

Die Herzoge aus dem Hause Neuburg wollten in diesen 
Herzogtümern dieselbe Herrschaft einfuhren, welche sie in ihren 
kleinen Besitzungen an der Donau hatten. Sie behaupteten : dass 
das Recht, Steuern auszuschreiben, unbedingt zu den Rechten 
der Souveränität gehörten, und dass sie in den Herzogtümern 
Jülich und Berg souveräne Fürsten wären. Die Stände hingegen 
behaupteten : dass in diesen Ländern nur solche Steuern könnten 
ausgeschrieben werden, welche bewilligt worden, und zeigten 
aus den alten Reversalen, die sie in ihrem Archive hatten, dass 
jede bewilligte Steuer eine Bede sei, nämlich eine Gabe, um die 
man gebeten worden, ein donum charitatimm, welches, wie die 
Reversalen ausdrücklich sagten, ohne alle Consequenz für die 
Folge sein sollte. 

Der Herzog schrieb nichts desto weniger Steuern aus; und 
Hess sie durch Militär-Execution eintreiben. Die Stände ver- 
klagten ihn beim Reichshofrathe und die Bauern bewaffneten sich 
gegen die Soldaten, welche die Execuiion hatten. Es war da- 
mals gerade mitten im dreissigjährigen Kriege, und es scheint 
mehr als einmal auf dem Punkte gewesen zu sein, dass das 
bestehende Regiment sich auflöste. Denn die Stände versammelten 
sich für ihre eigene Rechnung und Gefahr in Cöln und schrieben 
von dort Steuern aus wegen der Contributionen Tür die feindlichen 
Generale. Zu gleicher Zeit unterhandelten sie mit Churcöln und 
den Generalstaaten der Niederlande. 
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Der Herzog Wolfgang Wilhelm, Sohn der zweiten clevischen 
Prinzessin Anna , regierte von 1609 bis 1643, also durch einen 
Zeitraum von 44 Jahren. Er halle sich mit den Ständen so 
überworfen, dass er sie zuletzt zu einem Landtage gar nicht 
mehr zusammen bringen konnte. Die Stände halten nämlich in 
einer Denkschrift, welche sie ihm übergaben, gesagt: dass er 
das Land zu unterdrücken suche. Wegen dieses Ausdrucks 
wollte der Herzog den Syndicus zur Rechenschaft ziehen. Dieser 
aber erklärte: dass er diesen Ausdruck auf ausdrücklichen Befehl 
der Stände gebraucht habe. Der Herzog erwiderte : dass er die- 
jenigen, die solches gesagt, Tür ehrvergessene Schelmen halte, 
denn das sei ein Terminus, den man wohl von heidnischen Ty- 
rannen gebrauchen könnte , nicht aber von christlichen Fürsten. 

Die Ritterschaft, welche glaubte, dass sie eben so wie der 
Herzog frei geboren wäre und Cavaliere seien', hielten sich durch 
diesen Ausdruck an ihrer Ehre gekränkt und wollten auf keinem 
Landtag mehr erscheinen. Hierdurch wurde die herrschende 
Verwirrung noch vermehrt und der Herzog sah sich genöthigt, 
ihnen die Erklärung zu geben : dass er sie stets für tapfere 
Cavaliere gehalten. Die Ritterschaft hielt indess diese Erklärung 
nicht für ausreichend. 

Dieses war gegen das Ende der Regierung von Herzog 
Wolfgang Wilhelm, und da er bald nachher im Jahr 1653 starb, 
so kam sein Sohn Philipp Wilhelm an die Regierung. Dieser 
hatte schon früher mit den ständischen Deputirten , die in Wien 
waren , in freundschaftlichen Verhältnissen gestanden und es 
wurden schon dadurch die Verhältnisse etwas besser. 

Unter ihm kam im Jahr 1672 der Grundvertrag zu einer 
ständischen Verfassung, ein Hauptrecess zu Stande, dem im 
Jahr 1675 noch ein Declarations-Recess folgte. 

Doch der Abschluss erfolgte erst nach Beseitigung manches 
heftigen Confliktes. Die ersten Unterhandlungen, welche man 
auf dem Landtage in Düsseldorf von 1672 gepflogen hatte, blieben 
fruchtlos, und im September reisten die meisten Landstände ab. 
Den noch anwesenden wurde angezeigt, dass sie die Ankunft 
des Herzogs abwarten sollten , der dann auch am 18. September 
in Düsseldorf eintraf. Von jülich'scher Seite waren nur noch 
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fünf von der Ritterschaft vorhanden; diese erklärten, dass sie 
nicht zahlreich genug seien, um einen Beschluss zu fassen ; auch 
könnten sie nicht von demjenigen abgehen, was die Stände früher 
beschlossen; sie bäten daher, dass man die anderen Herren von 
der Ritterschaft wieder einberufen möge. Hierauf erwiderten die 
fürstlichen Räthe : die Ritterschaft wäre stark und zahlreich ge- 
nug gewesen und ohne Erlaubniss abgereist, sie hätte es sieb 
also selber beizumessen, wenn ihre Stimmen jetzt allseitig nicht 
gehört würden. Die Verhandlungen hätten lange genug gedauert 
und Fürstliche Durchlaucht wollten, dass sie endlich beendigt 
würden 

Als die Syndici diese Antwort in den Versammlungssaal der 
Stände zurückbrachten, traten eilf Fürstliche Räthe herein. Von 
ihnen nahm der General-Feldmarschall, Freiherr von Virmont, 
das Wort, indem er sagte: Sämmtlichen Herren sei es bekannt, 
wie des Herzogs Durchlaucht sie gestern Abend von Eid und 
Pflicht entlassen habe; sie begehrten nun den Landtagsverhand- 
lungen beizuwohnen und wären erbötig, als getreue Patrioten 
die Sachen überlegen zu helfen. 

Es erwiderten die anderen Stände, dass die meisten der 
Landstände abwesend seien und sie nicht ermächtigt wären, einen 
früher genommenen Beschluss zu ändern , und da die Deputirten 
der Städte erklärten: dass sie sich Tür diesen Fall nicht für hin- 
länglich inslruirt hielten, so wurde gebeten, man möge sie mit 
der Sache verschonen, worauf zwar der General von Virmont 
noch weiter in sie drang, aber vergeblich. 

Am folgenden Tage erklärten die Städte: dass die Fürst- 
lichen Räthe zugelassen werden könnten , welche nun auch her- 
einkamen , aber nur vier Ritter vorfanden. 

Als nun der Syndikus der Jülicher Stände gerufen wurde, 
um sein Amt zu versehen, erklärte dieser: dass ihm solches von 
der Ritterschaft verboten sei. Zugleich zeigte er eine Urkunde 
vor, in welcher 34 Ritter von Jülich und Berg sich verbanden, 
den Hauptrecess nicht anzunehmen, wenn der Herzog ihn mit 
Hülfe seiner Räthe durchzuführen gedächte. In dieser Urkunde 
protestirten sie gegen Alles, was den alten Privilegiis, Rechten 
und Gewohnheiten entgegen beschlossen werde, und verpflichteten 
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sich, alle Rechtsmittel dagegen anzuwenden, wozu sie dem 
Advokaten Gehrils die nöthige Vollmacht ertheilten; Alles bei 
adeligen Ehren und Treuen und bei Verpfändung ihrer Hab und 
Güter. 

Nichts desto weniger erfolgte schon am Nachmittag die 
Eidesleistung der Fürstlichen Räthe , so dass nun von Jülichischer 
Seite versammelt waren : 1 5 Ritterbürtige , wovon neun in Fürst- 
lichen Diensten standen , und von Bergischer Seite 1 1 , wovon 
zehn in Fürstlichen Diensten standen 

Den 21. September wurde der Notar Stulgertoller zum 
Protokollführer bei der Jülichischen Rillerschaft angenommen und 
den 22. der General von Virmont zum Direktor erwählt. 

Am 1. October war schon die Hauptrelation fertig, und 
solche wurde den folgenden Tag Ihrer Fürsllichen Durchlaucht 
von einer Deputation überreicht, an deren Spitze der General 
von Virmont stand. 

Den 14. October unterschrieben die Jülichischen Stände von 
der Ritterschaft den Hauptrecess und am 27. October die Depu- 
taten der Jülichischen Städte. 

Da die Bergischen Landstände wegen eingetretener franzö- 
sischer Durchmärsche nach Hause gereist waren, so unterschrieben 
diese erst, nachdem sie zurückgekommen, am 5. November. An 
demselben Tage unterschrieben auch die Deputirten der Bergi- 
schen Städte. 

Den 6. November Hess der Herzog den Jülich- und Bergi- 
schen Landständen das von ihm vollzogene Original des Haupt- 
Recesses überreichen. Am 8. November wurde dem Landstän- 
dischen Agenten Wier die Anzeige gemacht, dass man sich mit 
dem Herzoge über Alles verglichen habe , und er möge nun, da 
der Prozess nicht weiter fortgesetzt werde, die Acten versie- 
geln, bis solche abgefordert würden. 

An demselben Tage wurde dem Kaiserlichen Rerchshofrathe 
die Abschliessung des Hauptrecesses angezeigt und zugleich ge- 
meldet, dass die Vollmacht des Agenten eingezogen worden. 

Auf diese Weise war nun der Hauptrecess zu Stande ge- 
bracht, indess hiermit noch wenig gewonnen, da bloss die Fürst- 



370 lieber den Ursprung der Steuern 

liehen Räthe ihn durchgesetzt und die anderen Landstände, welche 
bei weitem die Mehrzahl bildeten, dagegen protestirt hatten. 

Damit diese sich nun auch zur Unterschrift entschlössen, so 
wurde ihnen Cavallerie auf ihre adeligen Häuser gelegt. Dem 
Herrn von Hompesch auf Bollheim wurden 16 Reuter zugesandt 
und ihm gedroht, dass er den Obersten Spelz mit der ganzen 
Compagnie erhalten würde, wenn er nicht nach Düsseldorf käme. 
Der Freiherr von Bougart , der Freiherr von Hompesch ,zu Ruhrig 
und der Freiherr von Spies, die fürstliche Amtleute waren, wurden 
ihrer Dienste entlassen. 

Die Landstände gingen nun wieder nach Wien und be- 
schwerten sich beim Kaiserlichen Reichshofrathe; indem sie 
erzählten, wie man mit ihnen verführe und auf welche Weise 
man in Düsseldorf den Hauptrecess von 1672 zu Stande gebracht 
habe. 

Unterm 21. Januar 1673 erliess der Reichshofrath ein Ke- 
script an den Herzog, worin er ihm sagte: dass dieses gar 
keine Manier sei, einen Hauptrecess abzuschliessen. Noch im 
vorigen Jahre habe der Kaiser befohlen, dass er die Landslände 
an ihren Zusammenkünften, welche sie zur Verfolgung ihres Rechts 
nothwendig hätten, nicht hindern solle; dass er ebenfalls die 
eigenmächtig und einseitig angestellten Werbungen und Steuer- 
ausschreibungen nicht fortsetzen solle, ausser was sein Reichs- 
contingent beträfe ; ferner solle er den Syndikus der Landstände 
in seinen Amtshandlungen frei und unbeeinlrächigt lassen ; sodann 
die Landescassa öffnen und die Gelder dazu verwenden, wozu 
sie bestimmt wären und im Uebrigen die Landstände nicht gegen 
ihre Privilegien ferner beschweren. 

In Folge dieser Entscheidung zogen die Verhandlungen vor 
dem Reichshofrathe sich noch eine Zeitlang hin und her, bis 
dann im Jahr 1675 der sogenannte Declarations-Recess erschien, 
in welchem der Herzog scheinbar nachgab, doch im Wesent- 
lichen Alles so Hess, wie es in dem andern Recesse drei Jahre 
früher war festgestellt worden» 

Die wichtige Urkunde beginnt mit den Worten: „Vergess 
aller Unbilden vom Haupt zu den Gliedern, zu des Vertrauens 
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Befestigung, fürstliche und väterliche Milde, Liebe, Huld und 
Schutz ; nach geschehenem Vorbehalte aller fürstlichen, reichsge- 
setzmässigen Hoheitsrechten ; nach Anerkennung der Stände, in 
Ritterschaft und Städte ; nach Bestätigung der alten , von Grafen 
und Herzogen erlangten Freiheiten , Rechten , in Brief und Sie- 
geln beurkundeten Herkommen und Gewohnheiten." 

Dieses jülich-bergische Slaats-Grundgesetz enthielt sodann 
folgende Bestimmungen: 

1) Die Berathungen und Beschlüsse der Ritterschaft und 
Stände sollen frei und unabhängig von fremdem Einflüsse bestehen. 
Sie machen sich zu der eidlichen Verpflichtung anheischig, die 
Gegenstände ihrer Berathung nach Einsicht, Pflicht, Gewissen 
und Ueberzeugung mit Vaterlandsliebe zu erwägen, abzuschliessen 
und verschwiegen zu halten; auch keinen andern Eid, weder 
im Allgemeinen noch Besondern , unter sich zuzulassen." 

2) „Das Vertretungsrecht des Adels soll nicht bloss seiner 
Person, sondern auch seinem Rittergute ankleben, und um dieses 
reelle Vorrecht des Rittergutes klar heraus und sicher zu stellen, 
so soll unverzüglich von den Rittergütern eine Aufnahme ge- 
schehen, auf dass man bei dem erlangten Rechte, dass man 
davon zum Landtag erscheinen möge, un verhindert bleibe." 

3) „Des Fürsten Räthe, wenn sie Eingebome und sonst 
dazu geeignet sind, sollen zwar landtagsfähig sein, jedoch vor- 
her ihres Diensteides entlassen werden." 

4) „Die Syndike und Rechtsconsulenten der Landstände, 
so wie des Fürsten Räthe für innere und äussere Angelegen- 
heiten, Hofbeamten, Räthe, Ober- und Unterbeamle, wie nicht 
weniger die Stadt-Magistrate und die Statthalter und Mannen der 
Lehnkammer sollen nur aus Begüterten und Eingebornen gewählt 
werden." 

5) „Die landständischen Archive sollen zu ihrer Sicherheit 
und um ihre Unabhängigkeit zu bewahren, in einem fremden 
Staate (in der Reichsstadt Cöln) bewahrt werden.". 

6) „Jedes Jahr soll ein allgemeiner Landtag berufen werden. 
Besondere Zusammenkünfte , ohne vorher erwirkte fürstliche Er- 
laubniss, so wie alle willkürlichen Unionen der Stände unter sich 
und mit auswärtigen Ständen sollen verboten und alle in solchen 
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Versammlungen genommene Beschlüsse null und nichtig sein. 
Der Fürst behält sich jedoch vor, in dringenden, ihm bezeich- 
neten Fällen ausserordentliche Zusammenkünfte zu erlauben, deren 
Beschlüsse ihm zur Genehmigung vorzulegen sind. 

7) „Die Staatsbeamten können ihrer Stellen nur wegen 
begangener, durch Untersuchung erwiesener Amtsvergehen ent- 
setzt werden. 

8) „Die Gerechte- und Sicherheitspflege soll nach den Ge- 
setzen und nach den mit Zuziehung, Berathung und Gutfinden 
der Landstände verkündeten Vorschriften verwaltet und ihr ohne 
Einmischung der gesetzliche, ungehinderte Lauf versichert werden." 

9) „Dem Fürsten und seinen Nachkommen stehen zu: 

a. Alle anerkannte Fürsten- und Hoheitsrechte: Krieg anzu- 
fangen und Frieden zu schliessen; Heere zu werben und 
zu bewaffnen; Festungen anzulegen, zu unterhalten und 
zu besetzen; unbedingt in Uebereinstimmung mit den 
Reichsgeselzen , ohne der Stände Einmischung in die 
Frage: Ob, mit wem und warum? Der Fürst hingegen 
will verbunden sein, diese Gegenstände nur zur Erhaltung, 
Vertheidigung , Sicherheit und Wohlfahrt der Unterthanen, 
unter Beirath einiger kluger, einsichtsvoller, patriotisch 
gesinnter und landeskundiger, begüterter Eingebornen zu 
beschliesseu. Die Stände aber sollen 

b. Zur Berathung der Frage eingeladen werden : Wie die in 
einer Uebersicht vorgelegten Erfordernisse für den Kriegs- 
stand und für Bündnisse, für Heere und Festungen am 
erschwinglichsten und geschwindesten zu vertheilen und 
beizubringen seien? 

c. Ueber die geschehene Verwendung der bewilligten Mittel zu 
dem bestimmten Zweck soll den Ständen die genaue Aus- 
kunft in einer Nachweise vorgelegt werden. 

d. Für den Fall , wenn die Stände auf den gewöhnlichen 
Landtagen für den eigenen Fürsten oder den Kammeretat 
das Begehrte nur zum Theil oder gar nicht bewilligen 
würden, so will der Fürst das Niemanden entgelten lassen." 

10) „Die auf den gewöhnlich ausgeschriebenen Landlagen, 
in einem Budget aufgestellten, von den Ständen bewilligten, vom 
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Fttrsten genehmigten Summen, und nichts weiter, sollen von den 
Räthen des Fürsten nach der Landesmatrikel, in Gegenwart von 
Deputirten der Stände,, auf Städte und Aemter vertheilt, einge- 
hoben und zur Landescasse eingebracht, zu dem bestimmten 
Zwecke verwendet und demnach dasjenige, was zu den Landes- 
bedürfnissen bestimmt gewesen, von den Deputirten gesetzlich 
nachgewiesen und verrechnet, hingegen dasjenige, was zu dem 
Haushalte des Fürsten bestimmt worden, seiner Willkür lediglich 
überlassen werden." 

11) „ Diejenigen Gelder, welche Tür Landesschulden, Ge- 
hälter u. s. w. verwilligt und vom Fürsten genehmigt worden 
sind, sollen unter der Stände Aufsicht und Verwendung bleiben, 
jedoch auch von ihnen dem Fürsten gesetzlich nachgewiesen, 
verrechnet und dass sie zu dem bestimmten Zweck verwandt 
wurden , bewiesen , sohin der Verwalter der allgemeinen Landes- 
casse , in Gegenwart fürstlicher Rälhe und der Slände-Deputirten 
dem Herkommen gemäss die allgemeine Rechnung aufstellen, 
rechtfertigen, ablegen und wie geschehen dem Fürsten vorge- 
tragen werden." 

12) „Der Fürst soll nicht ermächtigt sein , ohne Einwilligung 
der Stände neue Zölle, Accise und dergleichen Auflagen einzu- 
führen oder auch nur die alten zu erhöhen." 

13) »Die ohne Vorwissen und Bewilligung der Stände ver- 
schenkten, veräusserten oder verpfändeten Domänen, unter welchem 
Vorwande dieses geschehen sei, sollen hergestellt, eingelöst und 
der fürstlichen Kammer zur Verwaltung übergeben , auch für die 
Zukunft keine weitere veräussert werden." 

14) „Es sollen alle, seit vielen Jahreu zwischen Fürsten 
und Ständen obgeschwebten Streitigkeiten aufgehoben, vernichtet 
und jede Gerechtsame, Recht und Herkommen für ewig bestätigt 
sein, und Niemand ihnen und diesem Grundgesetze entgegen be- 
schwert werden. Sollte das gleichwohl geschehen, soll dem 
Beschwerten der Zutritt zum Fürsten unbewehrt bleiben, und 
wäre auch dieser fruchtlos und innerhalb drei Monaten keine 
Abhülfe erfolgt, so solle ihm vergönnt sein, die reichsgericht- 
liche Hülfe anzusprechen." 

Zaiuekr. f«r SluUw. 1858. 8« Heft. 25 
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15) „Endlich soll dieser Staats -Grundvertrag zu einem 
ewigen Staats-Grundgesetz erhoben werden." 

Die Verfassung der Lander Jülich und Berg wurde nun- 
mehr durch das darin begründete und geordnete Vertretungs- 
Systein — eine gesetzlich monarchische, bestehend aus Staats- 
oberhaupt, Ritterschaft und Städten. Dein Fürsten, als dem 
Staatsoberhaupt, ward Gehorsam und willige Ergebung zuge- 
sichert, für ihn und seine Nachfolger alle deutschen Fürsten- und 
Hoheitsrechte anerkannt; dem Volke dagegen Gesetz, Gerechtig- 
keit, Schutz und Sicherheit gegen Willkür und Uebermaass der 
Steuern zugesprochen. 

Als der Erbprinz Johann Wilhelm bald nach diesem Abschluss 
eine österreichische Prinzessin heirathete und es eine Bedingung 
des Heiraths-Vertrages war, dass der Erbprinz gleich regierender 
Herr werden musste, so übertrug ihm sein Vater im Jahr 1679 
die Regierung der beiden Herzogtümer. 

Dieser Herzog und nachherige Kurfürst Johann Wilhelm 
regierte bis 1716, also durch einen Zeitraum von 37 Jahren. 
Er war ein sehr begabter Fürst, ausgerüstet mit grossen Talenten, 
dabei aber liebte er die Pracht, die stehenden Heere und die 
Jagd. Mit königlichem Aufwand baute er die Düsseldorfer Gal- 
lerie und das Jagdschloss Bensberg. 

In den letzten 26 Jahren seiner Regierung wurden in den 
Herzogtümern Jülich und Berg die nachfolgenden Steuern im 
18-Guldenfuss erhoben: 



Jahr. 


Rthlr. 


Jahr. 


Rthlr. 


Jahr. 


Rtblr. 


1690 


713,650 


1699: 


628,771 


1708 


: 1,028,634 


1691 


673,676 


1700: 


938,675 


1709 


: 1,029,336 


1692 


734,709 


1701 : 


1,159,171 


1710 


1,031,335 


1693 


872,129 


1702: 


1,021,022 


1711 


: 1,041,335 


1694 


706,389 


1703: 


946,838 


1712 


1,067,477 


1695 


660,334 


1704: 


925,000 


1713 


: 1,042,427 


1696 


699,389 


1705: 


1,025,738 


1714: 


841,044 


1697 


853,051 


1706: 


1,025,783 


1715 


854,861 


1698 


760,310 


1707: 


1,025,638. 
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Diese Gesammt-Summe von 23,306,722 Rthlrn. macht auf 
jedes Jahr im Durchschnitt 896,412 Rthlr. oder im 21-Gulden- 
fuss 1,045,814 Rthlr. 

Im Jahr 1700 führte der Kurfürst ein indirectes Abgaben- 
System ein x unter dem Namen einer Licent, deren Einnahme 
auf 700,000 Rthlr. jährlich berechnet ward. Das sehr ausführ- 
liche Gesetz über diese Verbrauchsteuer wurde am 26. April 1700 
in Düsseldorf unterzeichnet. 

In diesem Steuersystem waren die Tarifsätze für jene Zeit 
sehr hoch; in preussisch Courant reducirt, musste z. B. an 
Schlachtsteuer von jeden 100 Thaler Fleisch acht Thaler bezahlt 
werden; an Mahlsteuer von einem Malter Waizen 28 Sgr. und 
von einem Malter Roggen 17'/i Sgr.; ferner von einem Pfund 
Kaffee 6 Sgr. und von einem Pfund Thee 17'/* Sgr. 

In einein Lande , das so klein war und so viele Grenzen 
hatte, musste dieses indirecte Steuersystem äusserst unbequem 
in der Hebung sein. Zudem floss der Rhein zwischen den Her- 
zogthümern Jülich und Berg hindurch. Auch lag das Erzstift 
Cöln noch grösstentheils zwischen ihnen. So strenge daher die 
fiscalische Conlrolle auch sein mochte, so blieb die Defraude 
doch immer sehr bedeutend , und die Bewachungskosten ver- 
schlangen auf jeden Fall einen grossen Theil der Einnahme. 

Im Jahr 1705 wurde dieses indirecte Steuersystem wieder 
verlassen und dagegen eine Grundsteuer von einer Million Rthlr. 
auf die beiden Herzogtümer ausgeschrieben. Diese betrug im 
jetzigen Münzfuss 1,166,666 Rthlr. Man begreift kaum, wie es 
möglich gewesen, dass diese Summe von den steuerbaren Län- 
dereien aufgebracht werden konnte , da die Ländereien des Adels 
und die Ländereien der Geistlichkeit frei waren. Denn diese 
Million wurde bloss als eine Gewinn- und Gewerbesteuer aus- 
geschrieben , welche nach der Steuer-Matrikel sich vertheilte. 
Es waren aber im Herzogthum Jülich nach Abzug der Zehnten 
nicht mehr als 228,000 Morgen steuerbare Ländereien. Die 
steuerfreie Länderei, welche die Geistlichkeil besass, betrug 
114,000 Morgen, ferner waren im Herzogthum Jülich noch 283 
Rittersitze, welche ebenfalls steuerfrei waren, weil sie das sleuer- 

25* 
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freie Dotnän der Jülichischen Pienstmannschafl bildeten , von dem 
keine Gewinn- und Gewerbesteuer gegeben wurde. 

Das Herzogthum Jülich hatte in jener Steuer von 1705 die 
Summe von 777,777 Berliner Rlhlr. zu bezahlen. Hierin musste 
nach der Steiiermalrikel das Land erster Classe 3 Rlhlr. 9 Sgr., 
das Land zweiler Classe 2 Rlhlr. 1 6 Sgr. und das Land dritter 
Classe 1 Rthlr. 17 Sgr. aufbringen, und zwar per Cölner Morgen, 
der etwas grösser ist, als der Magdeburger. 

Die Grundsteuer hat damals an vielen Orten wohl sehr nahe 
die Höhe der Pacht erreicht, wenigstens bei den Ländereien, 
die auch noch zehntpflichtig waren. Und dieses waren 
die meisten, denn allein der Zehnlsprengel der Geistlichkeit be- 
trug im Herzogthum Jülich 163,000 Morgen. 

In einer Vorstellung der Stände an den Landesherrn kommen 
die Worte vor: „dass dem armen Landmanne wegen der Höhe 
der Steuern und wegen der verderblichen Militär-Execulionen, 
die man zu ihrer Eintreibung anwende, fast nichts übrig bleibe 
zur Erhaltung seines elendigen Lebens." 

Bei dieser Höhe der Grundsteuer wurde der Ackerboden 
in eine Landes -Plantage verwandelt, welche der sogenannte 
Eigenlhümer gegen Erlegung der Steuer baute. Wie sehr aber 
dieser Boden damals in seinem Wcrthe gesunken, das findet 
man noch in den allen Kaufbriefen. Der Morgen Ackerland, der 
jetzt mit 2 ä 300 Rthlrn. bezahlt wird, wurde damals für 10 
a 15 Thaler verkauft. Im Munde des Volkes erhält sich noch 
die Sage, dass damals öfter ein Morgen Land für eine Anzahl 
Maass Bier sei verkauft worden, und dass ein Weber zu einem 
Bauern in der Gemeinde Dttlken gesagt: Mein Webstuhl ist mir 
lieber, wie dein Hof! 

Die grosse Verschwendung hatte zuletzt Alles so erschöpft, 
dass man sich genölhigt sah , zum Papiergeld seine Zuflucht zu 
nehmen. 

Diese Schule der ungedeckten Papiermünze, welche goldene 
Berge versprach ,- halte schön zu jener Zeit in der Geschichte 
als verderblich sich erwiesen. Schon mehrere Banken, die im 
16. Jahrhundert waren gegründet worden, hatten bereits sus- 
pendirt. 
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Das Mittel war indess zu verführerisch, und so wurde im 
Jahr 1705, um das Papiergeld in Umlauf zu bringen, in Cöln 
eine Zettelbank errichtet, der man den Namen gab: Banco di 
Affrancatione. Jährlich sollten für 100,000 Rthlr. Zettel ausge- 
geben werden, welche von zwei Deputirten der Stände unter- 
schrieben wurden. Die Stände wollten zu Anfang, wie sie sich 
ausdruckten , „in dieses dunkle Werk" nicht eingehen. 
Allein als die Sache einmal im Gange war, so wurden die beiden 
Deputirten veranlasst, dass sie auf einmal für eine Million unter- 
zeichneten. Das Kriegs - Commissariat , welches eine eigene 
Finanzstelle in Düsseldorf bildete, gab nun seinerseits ebenfalls 
Zettel aus, die bei der Bank in Cöln angenommen wurden und 
mit den anderen gleichen Curs hatten. Auf diese Weise wurde 
nach und nach eine Papierzirkulation von ungefähr fünf Millionen 
Thalern in einem kleinen Lande hervorgerufen, welches keine 
zwei Millionen baares Geld besass. 

Wie im Finanzwesen denn alles seine Grenzen hat, so halte 
es auch diese Papierzirkulation; bis zum Jahr 1714 war man 
damit so weit gekommen, dass die Bank ihre Zettel nicht mehr 
einlösen konnte und auf dem Punkte war, Bankerott zu machen. 

Es wurde nun in Holland ein Anleihen von vier Millionen 
Gulden bei dem Hause Johann Deutz van Assendelft eröffnet, 
und zwar zu äusserst nachtheiligen Bedingungen. Der Kurfürst 
musste alle seine Besitzungen verschreiben, und ausserdem noch 
21 Aemter zu einer Special-Hypothek, in deren «Besitz die 
Gläubiger eingewiesen wurden. 

Die Banquiers Meinertzhagen und Haak in Cöln wurden zu 
General-Empfängern ernannt und an diese mussten die Empfänger 
in den Aemtern direct ihre Zahlungen leisten. Auch konnten die 
Gläubiger , wenn die Zahlungen nicht in den festgesetzten Fristen 
erfolgten, den Kaiser sowohl wie die Generalstaaten ersuchen, 
die Execution einzulegen- 

Der Kurfürst Johann Wilhelm starb im Jahr 1716 und ihm 
folgte sein Bruder, Carl Philipp, in der Regierung. Als dieser 
nun eben so hohe Steuern ausschreiben wollte, wie sein Bruder, 
so erhoben die Stände Klage, und als diese beim Kurfürsten 
nicht fluchtete, so gingen sie wieder an den Reichshofrath. Der 
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Prozess wurde ungeschickt geführt und bewegte sich mehrere 
Jahre hindurch, ohne dass er zu einem Resultate gelangte. „Den 
römischen Juristen fehlte es, wie Moser sagt, an Kenntniss des 
älteren Sleuerwesens , und deswegen gingen alle Steuerprozesse 
in die Quere und durch unendliche Krümmungen." 

Der Kaiser bestimmte endlich, dass der Kurfürst vorläufig 
nicht mehr als 600,000 Rthlr. von den beiden Herzogthümern 
fordern sollte. Bei diesem Provisorio ist es denn auch geblieben, 
da der Prozess vor dem Reichshofrathe nie zu Ende gelangte. 

Eben so unentschieden blieb ein anderer Prozess , den die 
Städte mit der Ritterschaft über ihre Steuerfreiheit führten, und 
der bei dem Reichskammergericht in Speyer anhängig war. Weil 
eben die Advokaten, die diese Prozesse leiteten, weder vom 
Steuerwesen noch von der Geschichte desselben , noch von der 
Geschichte und der Entstehung der Landtage die geringste Kennt- 
niss besassen, wurden diese Prozesse mit einer solchen Ver- 
wirrung geführt, . dass sie unmöglich zu einem Resultate gelangen 
konnten. 

Der Herr von Maul, welcher der Advokat der Stände beim 
Reichshofrathe in Wien war, leitete gleich in seiner ersten Denk- 
schrift die Landtage von den römischen Comitien her und zeigte, 
wie diese schon von Romulus wären eingerichtet und nachher 
von Servius Tullius vervollkommt worden. Auch wie sie unter 
Augustus und Tiberius wären in Verfall gerathen, wie aber 
später, als das Reich durch die Deutschen wieder hergestellt 
worden, diese sie wieder aufgerichtet, und dieses seien nun 
eben die Reichs- und Landtage!! 

Unter dem Kurfürsten Carl Theodor, welcher der letzte 
Sprössling aus dem Hause Neuburg war, blieben die Steuern 
immer auf der einmal festgesetzten Summe von 600,000 Rlhlrn. 
Er regierte von 1743 bis 1799. 

Als der 18- Gulden fuss dem 20-Guldenfuss Platz machte, 
und dieser nach dem siebenjährigen Kriege dem 24-Guldenfuss, 
so erhielten diese Länder eine bedeutende Erleichterung, da die 
Steuern, ungeachtet das Geld leichter geworden, auf der einmal 
festgestellten Summe von 600,000 Rthlrn. verblieben. Der 24- 
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Guldenfuss wurde mit dem 1. Februar 1769 in den Steuerkassen 
eingeführt. 

Während die beiden Herzogtümer Jülich und Berg mit 
ihren 130 Quadrat-Meilen ein ganzes Jahrhundert hindurch jähr- 
lich 600,000 Rthlr. bezahlten , hatte das Erzstift Cöln mit seinen 
140 Quadrat-Meiten, die zwischen und neben jenen lagen, jähr- 
lich nur etwa 100,000 Rthlr. aufzubringen. 



Ueber die näheren politischen Einrichtungen der Grafschaft 
Cleve sind von den frühesten Zeiten bis zur Erhebung zum Her- 
zogtum und der Vereinigung mit der Grafschaft Mark nur dürf- 
tige Nachrichten vorhanden. 

Die Landesverfassungen jener Zeit waren überall nur eine 
Abspiegelung der Reichsverfassung. Wie den Kaiser die Reichs- 
lehnlräger umstanden, so stand die Landesritterschaft zum Lan- 
desherrn. Sie waren seine Ra'the und Getreuen, denen sich die 
Städte und Vertrauten des flachen Landes beigesellten. Als 
Landstände , im aufkeimenden Geiste der Zeit , bestand ihre Mit- 
wirkung meistens nur noch in Bewilligung der Schätzungen, zur 
Befriedigung der Gelbedürfnisse. Doch auch in anderer Hinsicht 
beschränkte der Einfluss der Ritterschaft die Regenten in ihren 
Handlungen gar oft. 

Die Landtage wurden übrigens nach alter Gewohnheit ge- 
halten. Auf Berufung des Fürsten versammelten sich die Land- 
stände an den bestimmten Tagen und Orten. Hier besprachen 
sie sich offen über die vorgetragenen Gegenstände und beschlossen 
kurz, so dass an dem nämlichen Tage Alles beendigt wurde. 
Erforderten einige Sachen eine reifere Untersuchung, so ward 
diese einem Ausschusse aus ihrer Mitte übertragen. 

Nach der ältesten Steuer- Verfassung der clevisch-märkischen 
Provinzen wurden die bewilligten Landessleuern in den Gemeinden 
von den Eingesessenen ebenfalls nach einem Anschlage auf Ge- 
winn und Gewerbe vertheilt. In der Mitte des 1 7. Jahrhunderts 
wurde die Vertheilttng nach der Grösse des ländlichen Grundbe- 
sitzes als der Hauptquelle landlichen Erwerbs angenommen. Doch 



380 U»'ber den Ursprung der Steuern 

wurde der modus collectandi nach Gewinn und Gewerbe nicht 
gänzlich aufgehoben, sondern theilweise noch beibehalten. 

So wurde in einer Verordnung vom 20. November 1612 
bestimmt, dass die Schätzung nicht auf die Güter, sondern auf 
die Parlicular - Personen sollte ausgeschrieben werden , nach 
eines jeden Gewinn, Gewerb und Vermögen. 

Wenn eine Grundsteuer auch als eine Gewerbesteuer ange- 
sehen wird , so muss sie sich doch immer nach der Grösse des 
Gewerbes richten , und diese hä'ngt wieder mit der Grösse der 
Ländereien zusammen, welche jeder Gewerblreibende unter 
sich hat. 

Doch schon in der ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts ward 
eine Verbesserung in der Steuervertheilung , sowohl zwischen 
den Aemtern als zwischen den Privaten, zur Sprache gebracht. 

Es wurde das Gutachten der Stände darüber eingeholt ; man 
beschloss zuerst, die Provinz zu vermessen, sodann nach der 
Morgenzahl eine Matrikel aufzustellen und an den Orten, wo 
bedeutende Gewerbe beständen, auch diese mit heranzuziehen. 

Die Stände bedungen sich dabei auch hier aus, dass aus 
einer solchen Umlage der Steuer auf die Ländereien kein onus 
reale gemacht werde, und dass ohne Einwilligung der Stände 
dem Lande keine Steuern aufgelegt werden sollten. 

Die auf dem Landtage von 1631 bewilligte Steuer wurde 
in zwei erminen ausgeschrieben, und bei der zweiten Aus- 
schreibung bemerkte die Regierung, dass die Umlage auf dem 
platten Lande nach der Morgenzahl der Ländereien , wie solche 
aus den Deichrollen oder sonst bekannt, sollten umgeigt werden, 
auch sollten die Gewinn- und Gewerbtreibenden auf billige Weise 
mit herangezogen werden. 

Die Ritterschaft erinnerte, dass nach der hergebrachten alten 
Gewohnheit ihre Rittersitze und alle dazu gehörigen Ländereien 
schatzfrei zu lassen seien, und es wurde ihr daher aufgegeben, 
dass sie angeben sollten , wie viel Ländefeien zu jeglichem Sitze 
von Alters her gehörig gewesen. Diese sollten denn auch jetzt 
schatzfrei bleiben. 

Die Städte begehrten ebenfalls, dass die Ländereien von der 
Schätzung frei bleiben sollten, die sie ausserhalb der Stadt be- 
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bauten und auf denen nie Wohnungen gestanden. Auch ihnen 
wurde zu dem Ende aufgegeben , eine Nachweisung darüber -zu 
geben. 

Um den Ausfall, der hierdurch entstand, zu decken, wurden 
alle Ländereien angeschlagen , welche ausserhalb den Deichen 
lagen. 

Unterm 19. Februar 1634 wurden zwischen der Regierung 
und einer Deputation der Stände die Grundsätze zur Anfertigung 
einer Steuer-Matrikel verabredet, sowohl über das was die Städte, 
die Aemter, die Geistlichkeit, als auch die einzelnen Glieder 
derselben zu tragen hätten. In wie fern aber die Sache zu 
Stande gekommen und ob die statistischen Hülfsmitte) hinreichend 
gewesen, eine richtige Matrikel aufzustellen, geht nicht aus den 
Acten hervor. 

Erst mit dem Jahr 1660 finden sich wieder Nachrichten; 
der grosse Kurfürst hatte damals 20 Jahre regiert, und da die 
äusseren Kriege ihm einige Ruhe gönnten, so war er darauf 
bedacht, die inneren Angelegenheilen seiner Länder neu zu ord- 
nen, welche durch die langen Kriege ganz zerrüttet worden. Er 
kam deswegen in diesem Jahr selbst in seine Clevischen Länder 
und schlichtete die Streitigkeiten mit den Ständen durch den 
Recess vom 14. August 1660, die unter den vorigen schwachen 
Regierungen ohne Ende fortgegangen waren. 

Diese Streitigkeilen waren theilweise durch die neuen Auf- 
lagen entstanden, welche der dreissigjährige Krieg in Anspruch 
genommen hatte. Im Jahr 1631 forderte Gustav Adolph Tür die 
Unterhaltung seiner Armee monatlich 30,000 Rthlr. Um diese 
aufzubringen, wurde ausser der schon auf dem Getreide liegenden 
Accise von einem Groschen per Scheffel Roggen und Gerste 
noch von jedem Scheffel Waizen ein Groschen, von jedem 
Pfund Fleisch ein Pfennig und von jedem Eimer Wein sechs 
Groschen erhoben, bis eine gänzliche Hungersnoth diesen Auf- 
lagen ein Ende machte. Auch war im Jahr 1636 die erste 
Kriegsmetze eingeführt worden, die darin bestand, dass von 
jedem Scheffel Brodkorn ausser der Mahlmetze noch eine zweite 
Metze abgegeben wurde, so wie von jedem Gebräu ein Scheffel 
Malz. 



382 Ueber den Ursprung der Steuern 

In dein Recesse vom 14. August 1660 wurde nun unter 
Anderem festgesetzt : dass hinfort keine Auflagen erhoben werden 
sollten, als die vom Jahr 1609; dass überhaupt in Steuersachen 
nach dem Landkongress verfahren werden solle; dass zu der 
Steuermatrikel Cleve % und Mark 7 /s beizutragen habe; dass 
dem Landesherr» alljährlich 1 10,000 Rthlr. zu bewilligen sei; 
dass zur Befreiung schatzbarer Güter , zu Servitien, zu Unraths- 
gerdern und zu Steuern die Einwilligung der Stände nöthig sei; 
dass es den Ständen frei stehe , sich wegen Gravirung beim Lan- 
desherrn zu beschweren; da.ss die Ruhr schiffbar solle gemacht 
werden ; dass den Landständen die Rechnungen über die Kammer- 
schulden vorzulegen seien, so wie die Instructionen der Geheim- 
rälbe, und dass Ausländer ohne die Einwilligung der Stände 
nicht höher als die Einheimischen besteuert werden sollten. 

In Folge dieses Recesses wurden im Jahr 1660 zwölf De- 
putate aus der Regierung und zwölf aus den Ständen ernannt, 
welche die Steuer- Matrikel an Ort und Stelle revidiren sollten. 
Diese (heilten sich in sechs Abteilungen, wovon jede einen 
District des Herzogtums zur Revision erhielt. 

Diese Deputirten hatten nach ihrer Instruction: 

1) Die Gewinn- und Gewerblreibenden aufzunehmen, so wie 
den Viehstand. 

2) Die Zahl der freien oder Burgmanns-Güter auszumitteln. 
3} Die Morgenzahl, welche sich nicht in den Deichrollen 

fand, durch vereidete Landmesser aufnehmen zu lassen. 

4} Die von Alters her zu den Rittersitzen gehörenden Län- 
dereien zu ermitteln. 

5} Den Ertrag der Accise zu erforschen. 

6} Die Morgenzahl der in den städtischen Feldmarken be- 
findlichen Ländereien aufzunehmen, sowohl Bau und Weide, als 
auch Flachländereien. Unter letzteren wurden diejenigen Aecker 
verstanden, die aus einer Hand in die andere gehen und an keine 
Sohtslädte mehr gebunden waren. Da die Steuern auf den Sohl- 
städten hafteten und bei diesen blieben, so waren die Flachlän- 
dereien steuerfrei, da der erste Verkäufer die Steuer fortwährend 
zu tragen hatte. 

7) Hatten die Deputirten zu untersuchen, was für Gebuchter 
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(Gebäude) in der städtischen Feldmark standen , und welche 
Gewerbe darin getrieben wurden. 

Auf den Grund dieser umfassenden commissarischen Unter- 
suchungen wurde im Jahr 1663 eine beständige Matrikel ermit- 
telt, die unterm 17. Januar 1666 von den gesammten Land- 
ständen genehmigt wurde. 

Es blieb nun nichts übrig , als die Quote der Körperschaften 
unter sich festzusetzen. Dieses geschah durch einen Vergleich 
vom 23. October 1666, worin beschlossen wurde: 

1) Dass die Körperschaft der grossen und kleinen Städte, 
so bisher */u gegeben , nunmehr */io geben sollten , und zwar 
nach den unter den Städten im Jahr 1664 bestandenen Verhält- 
nissen. 

2) Dass die Rittersitze und was von Alters her dazu ge- 
hört, von allen und jeden Türken-, Reichs-, Kreis-, Landes- 
und Defensions-Steuern oder anderen Umlagen, wie sie auch 
Namen haben möchten, zu ewigen Zeiten befreit bleiben sollten. 

3) Dass die Geistlichkeit '/u an den Steuern zu tragen 
habe und das platte Land die übrigen 7 /io derselben. 

Nach dieser Regulirung der Matrikel sind darauf von den 
kurfürstlichen Rechenmeistern die Tausendzettel für die Aemter 
und Herrlichkeiten und die Hundertzettel für die einzelnen Schatz- 
pflichtigen angefertigt worden. 

Obgleich dasjenige, was man hiedurch zu Stande gebracht 
hatte , besser und zusammenhängender war , als alles frühere, so 
waren doch die Materialien immer noch zu dürftig gewesen, um 
etwas Genaues aufzustellen. Wir finden daher in den Verhand- 
lungen, dass sich immer noch Beschwerden gegen diese neue 
Verlhcilung erhoben, und dass man von Zeit zu Zeit auch Be- 
schlüsse gefasst, um ihnen abzuhelfen. 

Den 12. Februar 1685 beschloss die Regierung, einen neuen 
Tausendzettel auszuschreiben, nachdem zuvor die Ländereien 
gemessen und abgeschätzt worden. Aber dieser Beschluss 
wurde nur in dem einen oder anderen Amte ins Werk gesetzt. 

Im Jahr 1731 nahm die Kammer das Ausgleichungsgcschäft 
aufs Neue vor und veranstaltete mit Genehmigung des Hofes 



384 Ueber den Ursprung der Steuern 

eine Genera] -Landes-Verrn essung, worauf eine Abschätzung 
oder Bonitirung folgen sollte. 

Wenn auch 1666 die Matrikel geordnet war, so musste sie 
unrichtig im Laufe der Zeit werden , weil man das veränderliche 
Element von Gewinn und Gewerbe nicht von dem unveränder- 
lichen von Grund und Boden gesondert hatte. Indem man beide 
Steuern zugleich erhob, war Gewinn und Gewerbe auf manchem 
Hause als Reallast liegen gebliehen, wenn auch dieses Gewerbe 
längst in dem Hause aufgehört halte. 

Der Kammerpräsident und wirkliche geheime Etatsrath von 
Borke in Hamm leitete die General-Landes-Vermessung durch 
eine Kabinetsordre aus dem Generaldirectorio ein, die am 12. Mai 
1731 gezeichnet worden. In der am 19. Juli 1731 von der 
Kammer entworfenen Instruction wurde bemerkt, dass alle Län- 
dereien in holländischen Morgen zu 600 Ruthen und die Ruthe 
zu 14 Fuss Quadrat, solllen aufgenommen werden. 

Zwei Schoppen oder andere Eingesessene sollten den Feld- 
messern die Grenzen und die Eigentümer der Stücke angeben. 
Auch sollte in den Gemeinden bekannt gemacht werden, dass 
die Eigentümer der Vermessung nach Belieben beiwohnen könn- 
ten. Wenn über die Grenzen der Gemeinden oder Privaten 
Zweifel entstünden , so sollten die Feldmesser entweder bei den 
Beamten oder bei der Kammer sich Raths erholen. Die Karten- 
bücher solllen zweifach angefertigt werden und mit den gehörigen 
Messregistern versehen sein: Die Ingenieure wurden von Berlin 
aus zur Vermessung nach Cleve gesandt, und am 19. August 
1731 wurde mit dem Amte Gennep der Anfang gemacht. 

Die Kammer schlug die Kosten der Vermessung zu 6 bis 
7000 Rthlr. an. Von Berlin aus wurde sie unter dem Bedinge 
genehmigt, dass sie jedenfalls dem Lande nicht mehr als 8000 Rthlr. 
koste. Zugleich wurde dem Gouvernement von Wesel aufge- 
geben, so viele Ingenieur-Officiere dazu herzugeben, als die 
Kammer verlange und der Festungsbau entbehren könne. Dem- 
gemäss wurden noch 7 (Meiere zum Vermessungs-Geschäft mit 
zugezogen. 

Den 30. Juli 1733 wurde von der Kammer dem Vice- 
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Kanzler von Rösfeld und dem Kriegsralhe Franke aufgetragen, 
die bereits gemessenen Aemter abzuschätzen. 

Die Vermessungskosten halten indess bis Ende des Jahres 
1 734 bereits 1 9,394 Rlhlr. betragen , welche aus den Accise- 
Ueberschiissen waren vorgeschossen worden. Es scheint, die 
Kammer hielt es für angemessen , die Kosten vorzuschiessen, 
damit sich kein Widerspruch gegen die Vermessung erhöbe. 
Man glaubte, wenn sie einmal vollendet und fertig wäre, dann 
würde sich das Geld dazu finden, weil man dann keine Hoffnung 
hätte, durch Verweigerung des Geldes die Sache zu hinter- 
treiben. 

Unterm 21. December 1734 tadelte der Hof die grossen 
Kosten sowohl wie die Vorschüsse, und die Kammer beschloss 
nun, sie umzulegen und sie so wieder einzuziehen. DiePrivat- 
ländereien sollten 15 Stüber für den holländischen Morgen be- 
zahlen und die Gemeinde- und Haide-Ländereien 10 Stüber. 
Hiernach wurde nun die Vertheilung auf die Aemter und Juris- 
dictionen gemacht. 

Doch jetzt war der Zeitpunkt gekommen , wo die Korpo- 
rationen gegen einander standen und sich fassen konnten. Im 
Juni 1735 wurde ein Deputationstag der Stände gehalten, auf 
welchem die Stände gegen die ohne ihr Wissen vorgenommene 
Messung sich auflehnten, und da die jetzigen Ausschläge gegen 
den Landtags-Recess waren, so baten sie, dass man die Sache 
stellen möge, bis sie mit den Ständen überlegt und bewilligt 
worden. 

Die Stände beschwerten sich nun auch wiederholt bei Hofe. 
Mehrere Privaten setzten sich gegen die Zahlung der Kosten und 
selbst der pfälzische Resident zeigte an, dass solche Messung 
gegen die Religions-Recesse sei, da die Geistlichen von allen 
aussergewöhnlichen Umlagen frei wären. 

Auf eine Vorstellung der Geistlichen und der Deputirten und 
Beerbten der Aemter Cleve und Cleverhamm forderte der Hof 
unterm 18. October 1735 Bericht, wie hoch die Kosten auf jeden 
Morgen sowohl in der Vermessung als Abschätzung zu stehen 
käme ? Und ob es ralhsam sei , mit der Vermessung in den 
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übrigen Aemtern fortzufahren, oder ob man besser thue, wegen 
der übermässigen Kosten davon abzustehen ? 

Die Kammer berichtete: 

1} Dass die Vermessungskosten in den von den Ingenieurs 
vermessenen Aemtern ungefähr auf 15 Stüber der Morgen zu 
stehen komme und zwar ohne die Fuhren. Bei den Messungen, 
so man in den Jahren 1722 und 23 auf specielle Verordnung 
zur Probe durch unbesoldete Landmesser gemacht , sei der Mor- 
gen auf 24 Stüber zu stehen gekommen , wobei die Landmesser 
sich die Fuhren selber gestellt. 

2) Dass nach ihrem Dafürhalten mit der Vermessung der 
noch wenigen übrigen Aemter fortzufahren sei, und dass die 
Vermessungskosten bezahlt werden müssten. 

3) Zeigte die Kammer das Verlangen der Stände an, dass 
mit ihnen der Vermessung wegen verhandelt werden möge, und 
sie erbat sich hierzu die Genehmigung des Hofes. 

Der Hof genehmigte den 13. December 1735 die Conferenz 
der Kammer mit den Ständen und dehnte diese durch ein spä- 
teres Rescript auch auf die Regierung aus. 

Den 16. August 1736 wurde diese Conferenz gehalten, 
jedoch ohne allen Erfolg, denn die Stände wollten auf die Mes- 
sungskosten sich gar nicht einlassen, und zogen die Nützlichkeit 
der Messung in Zweifel. 

Unterm 4. September 1736 äusserte der Hof abermals sein 
Missfallen über die grossen Vermessungskosten und verlangte, 
dass die Kammer mit der Regierung und den Ständen aufs Neue 
in Berathung treten und einen ausfuhrlichen Bericht erstatten 
solle. 

Diese Conferenzen wurden am 12. August und am 14. No- 
vember 1737 aber wieder vergeblich gehalten. Die Kammer 
erstattete nun einen sehr ausführlichen, historischen Bericht über 
die Ausgleichung der Steuermatrikel, dessen Resultat dahin 
ging: dass alle seit (632, also seil 100 Jahren, angestellten 
Bemühungen vergeblich gewesen und dass man nie zu etwas 
Festem gelangen würde, wenn man bei der Anlage 
der Matrikel keine regelmässige Vermessung 
und Abschätzung zum Grunde lege. Die Ver- 
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messungskosten betrügen, wenn man die der früher vermessenen 
Aemler hinzurechne, 21,000 Rthlr. Und die Abschätzungskosten 
würden 7000 Rlhlr. betragen , mithin das Ganze 28,000 Rthlr. 

Das Geueraldirectoiiurn fand wegen der Mehrkosten sich 
veranlasst, den 12. December 1737 in's C'abinet zu berichten 
und anzufragen: ob, da die Vermessung geschehen, auch nun- 
mehr zur Taxation geschritten werden solle. 

Darauf erfolgte ein höchst eigenhändiges Marginal: 
Was hat es für ein Plus gebracht? 
F. W. 

Das Generaldireclorium stellte unterm 24. December darauf 
vor, dass das Werk durch eine Cabinets-Ordre genehmigt sei, 
und wenn es kein Plus bringe, so würde es doch grossen Nutzen 
stiften. Es trug deswegen darauf an, dass die erforderlichen 
Fonds von 6 bis 7000 Rlhlrn. vom Lande möchten aufgebracht 
werden. 

Hierauf schrieb der König auf den Rand: 

Wo kein Plus ist, gebe kein Geld. 
F. W. 

Das Generaldireclorium übeiiiess nun in einem Rescripte 
vom 7. Januar 1738 der Kammer, die Sache wieder in's Geleise 
zu bringen. 

Unterm 13. Februar berichtete die Kammer, dass der König 
in dem Irrthutn zu stehen scheine, dass das Geld aus Königlichen 
Kassen solle aufgebracht werden. Dieses sei aber der Fall nicht, 
sondern das Land bringe sie auf, und die Domänen hätten nur 
elwa mit' '/u hieran beizutragen. 

Endlich wurde doch im Jahr 1741 ein Versuch mit der Ab- 
schätzung in den Armlern Cleve und Emmerich gemacht. Es war 
dtibei die Hauptfrage : Ob man bei den Abschätzungen die Lasten 
(onera inhaerentia) bei der Taxe in Abzug bringen solle, und 
es wurde deshalb nach Hofe berichtet. Dieser entschied, dass 
die Grundstücke als von allen Lasten befreit taxirt werden müssten. 

Die Sache gerieth indess, da die Kammer sowohl von Seiten 
der Regierung als auch von Seiten der Stände nirgends Hülfe 
hatte , sondern immer auf Widerstand stiess , eine geraume Zeit 
in's Stocken. 
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Nachdem sie acht Jahre war liegen geblieben, kam sie auf 
Anregung des Hofes wieder etwas in Bewegung; denn am 
29. November 1749 trat die Kammer wieder mit den Ständen in 
Unterhandlung. Die Stände blieben aber bei ihrer Meinung, es 
bei der alten Matrikel zu belassen und nur die etwaigen Un- 
gleichheiten zu untersuchen, worauf die ganze Sache liegen ge- 
blieben. 

Und so war dann aus Sonderinteressen ein Geschäft zum Still- 
stand gebracht, welches ungemein wohlthätig für's Land würde 
gewesen sein, wenn es vollendet worden. Es wurde aufgehoben, 
nachdem zwanzig Jahre hindurch die Behörden der Provinz sich 
mit ihm beschäftigt und über 20,000 Rthlr. auf dasselbe verwendet 
hatten. Diese waren nun, da die Arbeil nicht fertig wurde, 
grösstenteils verloren. Auf welche Weise sie wieder zur Accise- 
Casse gekommen, die sie aus ihren Vorschüssen hergeliehen, 
geht aus dem Verfolg der Acten nicht hervor. 

Es war der erste Versuch, der in preussischen Landes- 
theilen gemacht wurde, um durch eine Landes-Vermes- 
S'U ng zu einer Steuer-Ausgleichung zu gelangen. Dieser 
Versuch schlug fehl ; eine gleichförmige Vertheilung der Grund- 
steuer und ein regelmässiges Cataster , das auf genauen Ver- 
messungen und Abschätzungen beruht, war indess ein so grosses 
Bedürfniss für die in Rede stehenden Provinzen, dass nach 
mancherlei anderen Versuchen , um auf einem wohlfeileren Wege 
als einer allgemeinen Vermessung zu einem genauen Cataster 
zu gelangen , man nach einem Zeitraum von neunzig Jahren 
doch zu demselben hat zurückkehren müssen. 

Der zweite Versuch ward nämlich in den westlichen Pro- 
vinzen von Cleve und Mark, Jülich und Berg, jetzt Rheinland- 
Westphalen , in dem zweiten Jahrzehend des neunzehnten Jahr- 
hunderts gemacht. Es wurde ein neues Cataster angefertigt, 
welches auf genauen Messungen und Abschätzungen beruht, und 
auf welches die Staatsregierung täglich tausend Thaler oder jähr- 
lich etwa 360,000 Thaler, im Ganzen aber 5 Millionen Thaler 
verwandte, welche die Grundbesitzer dieser Provinzen haben 
aufbringen müssen. 

Allerdings, diese Kosten waren bedeutend, aber welche 
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Ungerechtigkeiten wurden auch damit beseitigt! Von vielen 
Beispielen wollen wir aus der Geschichte des zweiten Versuchs 
nur einige vom linken Rheinufer anführen. 

Der frühere Canton Düren hat 24,900 Thaler zu katastriren 
gekostet; es fand sich dabei, dass er jahrlich 7,800 Thaler zu 
viel bezahlte. In drei Jahren halte er daher die Kosten zurück, 
die das Kataster veranlasste; allein die 150,000 Thaler, die er 
wegen der Unkunde über die statistischen Verhältnisse seines 
Bodens in einer Reihe von Jahren zu viel zahlte, gab ihm Nie- 
mand wieder. Der ehemalige Canton Leihenich bezahlte nach 
dem Kataster 5,800 Thaler jährlich zu viel; sein Kataster hatte 
13,500 Thaler gekostet; in weniger als drei Jahren waren mithin 
diese Kosten wiedergewonnen; allein die 115,000 Thaler, welche 
die Eingesessenen bis dahin zu viel bezahlt halten, waren ver- 
loren. 

Alle Ungerechtigkeiten in der Steuer-Vertheilung haben in 
der Regel ihren letzten Grund in dem Mangel von statistischen 
Kenntnissen und bei der Steuer, die auf dem Boden beruht, 
vermag nur das Kataster die grossen Fehler der Vertheilung 
aufzudecken. 



Das alte Herzogthum Westphalen, welches mit seinem west- 
lichen Theil an das Herzogthum Berg grenzte , bietet in Hinsicht 
seines Steuerwesens im 17. und 18. Jahrhundert ganz entgegen- 
gesetzte Erscheinungen dar. 

Bis zum 16. Jahrhundert waren die Verhältnisse im Allge- 
meinen denen von Jülich und Berg, wie denen von Cleve und 
Mark gleich ; sie entwickelten sich in derselben Weise. Die Ge- 
walt allein herrschte. Gesetz war nur der Zwang, welchen 
entgegengesetzte Gewalten sich für den Augenblick aufzulegen 
vermochten; es galt nur das ursprüngliche Recht, nämlich das 
der stärkeren Faust. Jeder nahm, was er konnte, und behielt, 
was man ihm nicht zu entreissen vermochte. Der Besitz bestand, 
so weit man ihn. verlheidigen , die Freiheit, so weit man sie 
behaupten konnte. Es war die Zeil der Fehde Aller gegen Alle. 

Zeilicbr. für Stulsw. 1858. 3i Heft. 26 
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Das Herzogthum gehörte übrigens zu einem geistlichen 
Staate , dem Erzstifte Cöln , welches so wenig von seinen Unter- 
thanen forderte, dass das, was diese zu leisten hatten, beinahe 
einer völligen Steuerbefreiung gleich galt. In ihm zeichnen sich 
in dieser Periode die Steuern eben so sehr durch ihre Gering- 
fügigkeit aus, als in Berg und Jülich durch ihre flöhe. 

Als auf dem Landtage von 1654 die westpbülischen Land- 
sassen, die zu der adeligen Dienslmannschaft gehörten, sich 
steuerfrei machten , betrug die Landschatzung 9,977 '/i Königs- 
thaler, welches 1 1,086 Rthlr. im 24-Guldenfuss sind. Die Steuer- 
freiheit brachten sie auf diesem Landtage dadurch zu Stande, 
dass sie die Städte nicht ebenfalls steuerfrei machten, aber doch 
ihren Antheil an der Landschatzung von 2190 Königsthalern auf 
1400 heruntersetzten. Brilon kam von 150 auf 100 Königsthaler, 
Ruthen von 250 auf 100, Werl von 300 auf 100, Geseke von 
250 auf 100. Pie vier Städte nannten sich die vier Hauptstädte 
des Landes, und waren die einzigen, welche auf dem Landtage von 
1654 gegenwärtig waren. Ritterschaft und Städte legten zur 
Schlichtung ihres Streites naiver Weise den Bauern ihre Steuer auf. 

Schon früher hatten die adelichen Landsassen es versucht, 
sich steuerfrei zu machen und auch die Landeshoheit, den Kur- 
fürsten von Cöln, dahin vermocht, dass er ihre Parthie nahm. 
Auf dem Landtage von 1587 sagte der Kurfürst: „Es sei billig, 
dass seine Ritterschaft steuerfrei sei , da sie mit Leistung der 
Ritterdienste und Unterhaltung reisiger Knechte mehr und höher 
denn Andere beladen und verpflichtet sei, und der Kurfürst sich 
seiner Rechte gegen die Ritterschaft durchaus nicht begeben 
wolle." 

Allein die Städte widersetzten sich damals der Steuerfreiheit 
des Adels, und da in dieser Periode noch alle Landsassen, die 
achtes Eigenthum besassen , den Landtag begehen konnten , so 
vermochten die Adeligen es nicht, ihre Steuerfreiheit durch- 
zusetzen. 

Da indess späterhin die meisten Landsassen nicht mehr kamen, 
theils weil sie die Kosten scheuten, theils weil sie wenig Ver- 
gnügen am Hoflager fanden, wo sie sich überall von den anderen 
Landsassen verdunkelt sahen, die zur adeligen Dienstmannschaft 
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des Herzogtums und Marschall- Amts Westphalen gehörten, so 
waren auf diesen Landtagen gewöhnlich die Dienstleute allein; 
denn diese konnten nicht ausbleiben, weil sie als Dienstleute 
verpflichtet waren, in curia domini zu erscheinen, wenn die 
Landeshoheit ihre Getreuen zu einem Landtage versammelte. 

Im Jahr 1601 fasste aber die edle Dienstmannschaft in West- 
phalen den Beschlüsse dass sie in Zukunft keinen gewöhnlichen 
Landsassen zu gewöhnlichen Landtagen zulassen wollten , als 
bloss solche, die beweisen könnten, dass ihre Aeltern, Gross- 
ältern und Urgrossältern mit zur edeln Dienstmannschaft des 
Herzogtums Westphalen gehört und solchen Beweis mit acht 
Schilden filhren könnten. 

Im Jahr 1651 wurde der Beschluss genommen: dass man 
von acht auf sechszehn Ahnen gehen wolle , und im Jahr 1654 
wurde beschlossen : dass man steuerfrei sein wolle. 

In einem Lande, das 66 Quadrat -Meilen gross ist und 
135,000 Einwohner hat, ist, im Grunde genommen, Jedermann 
steuerfrei, wenn die gesammte Landschatzung nicht mehr be- 
trägt als 11,086 Rthlr. Die Steuerfreiheit der adeligen Dienst- 
mannschaft war daher an sich in Westphalen bei Weitem so 
wichtig nicht, als sie es z. B. im Herzogthum Jülich war, das 
in derselben Periode von seinen 74 Quadrat-Meilen 400,000 Thaler 
an Steuer bezahlte. Denn wir finden, dass in Westphalen die 
Steuern das ganze Jahrhundert hindurch immer auf so niedrigen 
Salzen sind stehen geblieben und dass sie erst im Jahr 1788 
bis auf 40,000 Thaler gekommen. 

Man ersieht nämlich aus dem Landtags- Abschiede von 1788, 
dass die Stände in diesem Jahr nur 40,000 Thaler bewilligten, 
und dass sie wegen des „kundlich schlechten Zustandes des 
Landes" selbst diese Bewilligung noch mit Bedenken gemacht, ob- 
gleich sie in der allerhöchsten Landtags-Proposition sahen, dass 
mancherlei neue Reichsbedürfnisse zu bestreiten waren. 

Als sie diese Bewilligung von 40,000 Rthlrn. machten, be- 
hielten sie sich vor, dass, wenn das Land während jener Zeit 
von schwerer Einquartierung eigener oder fremder Truppen oder 
aber von grossen Lieferungen sollte heimgesucht werden , sie 
an die Bewilligung dieser 40,000 Rthlr. nicht gebunden wären. 

26 • 
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So milde auch das Regiment in geistlichen Staaten war und 
so äusserst geringe die Abgaben , wenn man sie. mit denen 
vergleicht, welche zu derselben Zeit in den benachbarten Herzog- 
tümern Statt hatten , so wenig wohlhabend waren sie doch ; 
denn die Landschaft Westphalen befand sich nach einem 25jäh- 
rigen Frieden und bei Abgaben, die so niedrig waren, dass sie 
einer völligen Steuerfreiheit fast gleich kamen, doch nach dem 
Ausspruch der Stände „in einem kündlich schlechten Zustande." 

Alles dieses änderte sich , sowohl die Steuerfreiheit als der 
schlechte Zustand, sobald das Land an einen weltlichen Landes- 
fürsten kam. 

Seit 1803 kam Westphalen zunächst an Hessen-Darmstadt, 
und im Landtags-Abschiede vom 22. September desselben Jahres 
finden wir zwar noch denselben schlechten Zustand des Landes 
und der Eingesessenen ausdrücklich angeführt, aber doch schon 
eine Grundsteuer von 89,000 Rthlrn. 

Die Regierung wurde am 12. Juli 1806, als der Rheinische 
Bund geschlossen wurde, souverän und zeigte solches den 
13. August dem Lande mit der Versicherung an: dass sie die 
allgemeine Wohlfahrt des Staates noch wirksamer als bisher 
erhöhen und befestigen wolle. 

Am 1. Oclober 1806 wurden die Landstände und an dem- 
selben Tage die Steuerfreiheit des Adels aufgehoben. 

Die Geschlechter, welche zur ehemaligen Dienstmannschaft 
des Hcrzogthums Westphalen gehört, waren grösstenteils er- 
loschen, und von 1 30, die die Erblands- Vereinigung im Jahre 1 437 
noch mit unterschrieben halten, waren nur noch 20 übrig. Das 
Land befand sich also gewissermassen schon ohne Vertretung, 
da auch die ehemaligen Ackerstädle des Landes meist arm, ver- 
fallen und unbedeutend gewurden. 

Seil 1803 stiegen nun die Steuern mit jedem Jahre. Sie 
kamen bald auf 100,000 Rthlr., dann auf 200,000 IUhlr., darauf 
300,000 Rthlr., und endlich im Jahre 1815, wo der Krieg grosse 
Anstrengungen forderte, auf 438,000 Rthlr. 

Dieses Alles sind Zahlen, welche aus den Hebebüchern 
genommen sind, und die nicht etwa auf theoretischen Specula- 
tionen beruhen , sondern auf dem realen Boden der Wirklichkeit, 
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denn diese 438,000 Thaler sind nicht allein ausgeschrieben, son- 
dern auch aufgebracht und in die Landeskassen eingeliefert worden. 

Dabei konnte man nicht sagen, dass der Wohlstand des 
Landes abgenommen habe. Im Gegentheil, der bürgerliche Ver- 
kehr hatte sich vermehrt, wozu die schönen Landstrassen das 
ihrige beigetragen , deren Westphalen früher gar keine hatte. 
Auch das Grundeigenthum war in seinem Werthe gestiegen, 
ungeachtet der sehr bedeutenden Grundsteuer, die es jetzt zu 
zahlen hatte. 

Diese Grundsteuer ward durch ein neues Cataster gleich- 
förmig üher die ganze Fläche des Landes vertheilt, welches 
stets die erste Bedingung ist, wenn man eine Grundsteuer so 
erheben will, dass der Boden nicht in seinem Werthe sinkt. 
Denn bei völlig gleichförmiger Vertheilung wirkt die Grundsteuer 
wie eine Consumtionssteuer, die der Landwirth vorschiesst und 
der Verzehrer bezahlt. Doch dieses Prinzip ist nur innerhalb 
gewisser Grenzen richtig und wird unrichtig, sobald man über 
diese Grenzen geht. 

Bei alle dem aber bleibt es in der Geschichte des Steuer- 
wesens eine ungemein interessante Thatsache: dass 66 Quadrat- 
Meilen, die von 135,000 Menschen bewohnt worden, im Jahr 1788 
nur 40,000 Btlilr., im Jahr 1803 nur 89,000 Rlhlr. und im 
Jahr 1815 schon 438,000 Rthlr. an Steuern bezahlten, wo also 
die Hebegebühren beinahe so viel betrugen, als im Jahr 1788 
die ganze Steuer. 

Diese Thatsache hängt mit einer anderen zusammen , die 
eben so merkwürdig ist. Ueberall findet man im Rheinisch- 
Westphälischen Cataster , dass die Pachtungen in den Gemeinden, 
die an den Rändern der Haiden liegen und öfter den schlech- 
testen Boden hatten , eben so hoch und oft höher sind , als in 
den fruchtbaren Ebenen des Jülicher Landes, wo der fette Boden 
in grossen Gütern von 100 ä 300 Magdeburger Morgen liegt. 

Die Ursache ist: dass kein ungelheilter Boden leicht in die 
Hände des geringen Mannes kommen kann, der zwar ein paar 
Morgen zu kaufen und zu bezahlen reich genug ist, der aber 
nie einen Hof vnn 50 oder 100 Morgen erwerben könnte. Hat 
er aber erst ein paar Morgen gekauft und bezahlt, so pachtet 
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er sich den dritten dazu und indem er nun seine Arbeit und 
seinen Seh weiss, mit dem er den Boden düngt, geringe anschlägt, 
ist er im Stande , für diesen eine höhere Pacht zu bieten , als 
selbst der reichere Bauer geben kann, der auf dem fetten Boden 
wohnt 

Die Aufhebung der Steuerfreiheit und die Aufstellung eines 
allgemeinen Landes-Catasters waren die ersten Bedingungen, wenn 
man in der Hebung von 89,000 auf 438,000 Rlhlr. steigen wollte. 
Die Freilassung des Bodens aus dem Gutsverbande war die 
zweite. Der Boden konnte sich nun theilen und in die Hände 
des kleineren Bauern gehen. Hohe Grundsteuern bringen aber 
immer den Boden in die Hände dessen, dem er am meisten 
trägt und der die höchste Pacht zu geben im Stande ist. Aus 
dem Pachter wird sodann in zehn Jahren meist immer ein Eigen- 
tümer, sobald der Boden sich theilen kann. 

Wenn man auch annehmen will, dass der Ausdruck: „von 
dein kündlich schlechten Zustande des Landes" eine rhetorische 
Figur war, die sich einmal herkömmlich in jedem Landtags-Ab- 
schiede befinden musste , so ist doch nicht zu läugnen , dass das 
Herzogthum Weslphnlen in diesem Jahrhundert, ungeachtet jener 
Steuern an Wohlhabenheit und seine Einwohner an Thätigkeit 
in hobein Grade zugenommen haben. Die Thätigkeit aber ist 
gerade dasjenige, was die Wohlhabenheit eines Landes bedingt. 

Wenn man in den ehemaligen geistlichen Staaten die sehr 
geringen Steuersätze sieht, welche die Einwohner bezahlten und 
dabei die grosse Armuth, die in ihnen herrschte, so erinnert 
man sich unwillkürlich an das kleine Gedicht von Göthe, das er 
Fürstenregel überschrieben hat: 

Sollen die Menschen nicht denken noch dichten, 
Magst du ihnen ein lustiges Leben errichten. 
Willst du ihnen aber wahrhaft nützen, 
Mus.«t du sie scheeren und sie beschützen. 



„Es ist schon Alles da gewesen" — sagt Ben Akiba, und 
wahrlich die Geschichte des Steuerwesens verneint diesen Aus- 
spruch nicht. 
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Jene Kette von Begebenheilen, welche diese Geschichte in den 
alten Herzogthümern umschlingt, berührt in den Erscheinungen, 
die wir nachgewiesen, die verschiedensten Systeme. Will man 
über die Steuern reden, so innss man bis in die Zeiten gehen, 
wo sie entstanden sind , wo der Zustand der Gesellschaft noch 
ein anderer war. Auch sie haben ihren Anfang gehabt, ihren 
Kampf und ihre Geschichte; schon vor Jahrhunderten stand 
man am Scheidewege: ob Grundsteuer oder Personal- und Ein- 
kommensteuer? ob Allgemeinheit der Abgaben oder Steuerfrei- 
heiten und Privilegien? 

In den ersten Zuständen finden wir in sämmtlichen Herzog- 
thümern eine vollständige Gleichförmigkeit. Als die auf- 
strebende Landeshoheit in den alten Grafengeschlechtern von 
Jülich, Cleve, Berg und Mark von Kaiser und Reich mit dem 
Grafenbanne und der Gerichtsbarkeit in ihren Besitzungen waren 
belehnt worden , stand ihnen in keiner Weise das Recht zu, 
Abgaben zu erheben. Wenn des Landes Nothdurft, für Krieg 
und Türkensteuer, des Geldes bedurfte, so überlegte der Graf 
mit sämmtlichen freien Landsassen, ob und in welcher 
Weise diese Leistung am schicklichsten beigebracht werden könnte, 
denn edel und frei war im Mittelalter gleichbedeutend ; eine freie 
Geburt hiess auch eine edle Geburt und in den alten Urkunden 
heissen die Edlen immer die Freien. In diesen Versammlungen 
der freien Landsassen liegt der Ursprung der Landtage. 

Indess nicht alle Freie und Edle traten in die Dienstmann- 
schaften der Herzoge und Grafen. Nicht alle gehörten in jenen 
Tagen, wo das Recht des Stärkeren galt, jener Ritterschaft an 
mit den Ritterrechten , wie das eilfte Jahrhundert sie brachte, 
ohne welche der Herzog und Landesherr in keine Fehde sich 
lassen, kein Bttndniss abschliessen konnte; Gerechtsame, die 
späterhin auf den Grundbesitz der sogenannten Altfreien, den 
Rittersitz, sich ausdehnten. 

Immerhin aber erschienen noch in jenen Versammlungen, 
die man späterhin Landtage nannte, sämmtliche freie und 
edle Landsassen, sowohl die, welche nicht zur Ritterschaft ge- 
gangen waren , als die , welche dazu gehörten. Und jede dieser 
Körperschaften, in den Rittersitzen, den Städten, den Unterherr- 
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schaften und der Geistlichkeit, bewilligten und bezahlten für sich 
ihren Antheil an den etwaigen Leistungen. 

Als späterhin nicht alle Landsassen , sondern nur noch die 
Ritterschaft und die Städte in den Versammlungen erschienen, 
die anderen aber vielfach ausblieben, beriethen und beschlossen 
die Erschienenen gleichzeitig für die Ausgebliebenen. Man sieht 
dieses noch aus den alten Urkunden, wenn es am Schlüsse 
heisst: „Wir — N. N. — haben zur Urkund dieses, unsere 
Siegel an diesen Brief gehangen für Uns und für die Ande- 
ren, welche uns darum gebethen." 

Doch bald nachher wurden die Abwesenden von den An- 
wesenden ausgeschlossen , und nur die Ritterschaft und die Städte 
waren auf den Landtagen vertreten , und da währte es nun auch 
nicht lange mehr, dass diejenigen Güter, auf welchen die Ritter- 
dienst-Verpflichtungen hafteten, von allen Abgaben frei wurden. 
Es dauerte indess noch bis zum Jahr 1660, ehe die Steuer- 
freiheit in allen Herzogthüniern zum Durchbruch kam, weil 
Anfangs noch die Städte diesen Privilegien sich widersetzten. 

Nachdem die Steuerfreiheit einmal zugestanden war, suchte man 
Alles sorgfältig zu vermeiden, was dieser Errungenschaft gefähr- 
lich werden konnte. Diese Freiheit betraf Anfangs nur das 
Land, was zwischen den Zäunen und Gräben lag, nämlich Haus 
und Burg, den Garten und den Hofplatz,, denn man sah diese 
Burgen als eine Festung des Landes an. Im Herzogthum Geldern 
ist es hiebei auch stets geblieben; die Ländereien, welche dort 
von den adeligen Häusern beackert wurden, wurden nie der 
allgemeinen Landes-Matrikel entzogen. In den HerzbgthUmern 
Jülich, Cleve, Berg und Mark wurden indess später auch die- 
jenigen Ländereien steuerfrei , welche von den Burgherren be- 
baut wurden , und zwar weil sie als herzogliche Dienstleute die 
Landes-Vertheidigung in natura stellten. Gefährlich aber konnte 
der Steuerfreiheit die Anfertigung eines Catasters auf Grund der 
allgemeinen Vermessung sämmtlicher Ländereien werden , denn 
man ersieht aus der Vermessungs-Geschichte von 1731 : dass 
nachgewiesen werden musste , welche Ländereien zu den adeligen 
Burgen seit undenklichen Zeiten wirklich gehörten und welche 
nicht? 
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Bei dieser Gefahr begreift man die Abneigung; die Abwehr 
war um so leichler, da ein solches Calasler nichl ohne bedeu- 
tende Kosten aufzustellen war, und die Geldbewilligungen in den 
Händen der Landstände lagen 

Diese Steuerfreiheiten und Privilegien haben nun durch einen 
Zeitraum von 150 Jahren bestanden. Nach dieser Zeit wurden 
sie bekanntlich wieder aufgehoben , und zwar in sämmtlichen 
Herzogtümern von Jülich, Berg, Cleve und Mark, jetzt Rhein- 
land-Westphalen. Die grossen Ungleichheiten haben aufgehört. 
Der Grundsalz der Allgemeinheit der Abgaben , demgemäss Alle, 
welche eine Grundrente beziehen , auch hiervon eine Abgabe an 
den Staat entrichten sollen , ist zur Gellung gekommen. Ausge- 
nommen sind nur die standesherrlichen Domänen, gemäss Art. 14 
der deutschen Bundessicte. Die gleichmässige Vertheilung der- 
selben hat auf den Grund einer allgemeinen Vermessung 
sämmtlicher Ländereien, nach geschehener Abschätzung und 
Anfertigung des Sleuer-Calsislers slallgefunden. Auch die Lan- 
des-Vertretung ist eine andere geworden, das Interesse aller 
Stände ist gewahrt. Und somit sind , soweit menschliche Abhülfe 
ausreicht , in diesen beiden westlichen Provinzen des prcussischen 
Staates die alten Gegensätze gefallen, die Missverhältnisse .aus- 
geglichen und der Beweis erbracht, wie die allseitige Achtung 
vor den höheren Interessen der Gesammtheit, dem allgemeinen 
Rechte, wohlthuender und erspriesslicher ist, als starres Fest- 
halten an alten Gewohnheiten, Privilegien und Grundsätzen. 

Während Rheinland-Westphalen innerhalb seinen Grenzen 
diese früher für sämmtliche Landsassen zu Recht bestandene 
Gleichförmigkeit wieder einkehren sah und aller Zwiespalt, 
aller Hader darüber ein Ende hat , ist derselbe Kampf auf dem- 
selben Gebiete zwischen den westlichen und östlichen Provinzen 
des Staates entbrannt. 

Dieselben Erscheinungen der Steuerfreiheiten der Ritter- 
schaft , der Abneigung gegen die allgemeine Landes- Vermessung 
und der Abschätzung seines steuerbaren reinen Ertrages; der 
maasslosesten Ungleichförmigkeit der Steuerobjecle von Grund 
und Boden und mit ihnen all' das Gefolge von Unmuth und 
Missbehagen, inmitten von so manchen drückenden socialen Ver- 
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hällnissen, bei steigenden Bedürfnissen für das Leben der Ge- 
sellschaft wie des Staates, — liegen hier andauernd vor und 
bieten der Unzufriedenheit immer neue Nahrung. 

Nicht die Gesetzgebung trägt die Schuld, sie hat vielmehr 
die Abhülfe längst verordnet, die ursprünglichen, jetzt verän- 
derten Verhältnisse klar entwickelt. Man lese nur die allerhöchste 
Bestimmung Fried rieh Wilhelms des Gerechten in dem 
Edict vom 27. October 1810, die also lautet: 

„Die bis jetzt von der Grundsteuer befreit gebliebenen 
Grundstücke sollen also ohne Ausnahme damit belegt werden, 
und wir wollen , dass es auch in Absicht auf Unsere eigenen 
Domänial-Besitzungen geschehe. Wir hoffen, dass diejenigen , auf 
welche diese Haassregel Anwendung findet, sich damit beruhigen 
werden, dass künftig der Vorwurf sie nicht weiter treffen kann, 
dass sie sich auf Kosten ihrer Mitunterthanen öffentlichen 
Lasten entziehen, so wie mit den Betrachtungen: dass die von 
ihnen künftig zu entrichtenden Grundsteuern dem Aufwand nicht 
gleichkommen, den sie haben- würden, wenn man die ursprüng- 
lichen auf ihren Gütern h aftenden Ritter diens t-Ver- 
p flichtungen von ihnen forderte, für welche die bisherigen 
ganz unverhältnissmässigen Abgaben gegen die Grundsteuer weg- 
fallen." 

Man lese aus neuerer Zeit die Verfassungsurkunde in ihrer 
Bestimmung: „Die bestehende Steuergesetzgebung wird einer 
Revision unterworfen und dabei jede Bevorzugung abge- 
schafft." Und dennoch steht die Regulirung dieser Frage noch 
immer auf der Tagesordnung, ohne gelöst zu sein. 

Fragt man aber: wie gross und erheblich die betreffenden 
Unterschiede denn eigentlich sind, so reichen folgende Angaben 
aus: 

Nach der Denkschrift, welche der Abtheilung der drei Stände- 
Curie, die aus Hitgliedern aller Provinzen zusammengesetzt 
war, bei dem vereinigten Landtag im Jahr 1847 vorlag, betrug 
jetzt in Folge genauer amtlicher Ermittlungen die Grundsteuer 
auf die Quadrat-Meile in: 

Preussen .... 940 Thaler. 
Posen 1052 - 
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Pommern . . 


. . 1086 Thaler. 


Brandenburg . 


. 1465 „ 


Schlesien . . 


. 3132 ; 




. 4186 , 


Westphalen 


. 3351 „ 


Rheinland . . 


. 4321 „ 



In der zweiten Kammer von 1853 legte ein westphalischer 
Abgeordneter eine Aufstellung vor, wonach die Provinzen Preus- 
sen, Pommern und Brandenburg bei einer Grösse von 2488 
Quadrat-Meilen und einer Bevölkerung von 5,814,000 Seelen in 
den Jahren von 1823 bis 1852 — 158,100,000 Thaler an directen 
Steuern zahlten, mithin per Kopf 27 Thaler. Schlesien und Sachsen 
haben dagegen 1203 Quadrat-Heilen und 4,843,000 Einwohner 
und zahlten an directen Steuern 201,000,000 Thaler, mithin per 
Kopf 41 Thaler. Rheinland und Westphalen haben dagegen nur 
855 Quadrat-Meilen mit 4,265,000 Einwohnern und entrichteten 
183,700,000 Thaler, mithin 43 Thaler per Kopf an directen Steuern. 
Und wie verschieden sind diese Abgaben von Grund und 
Boden nicht in den einzelnen östlichen Provinzen selbst. In dem 
grössten Theile der Provinz Brandenburg sind die Lehngüter von 
allen öffentlichen Abgaben stets befreit gewesen, eine Steuer- 
freiheit, die auf dein Boden beruht und deshalb auch dem Bauern- 
stande , welcher Rittergüter besitzt , zu Gute kommt. In der 
Provinz Sachsen werden vom Reinertrage bäuerlicher Güter 
10 65 /ioo Procent, von städtischen Grundslücken S 36 /,^ als Steuer 
erhoben , während die Rittergüter nur 1 * 5 /ioo Procent bezahlen. 
In Oberschlesien gibt das Rittergut Wirsbin mit 1200 Morgen 
guten Ackers, 1800 Morgen Waldungen, 250 Morgen Wiesen, 
einschliesslich 21 wüsten Bauerslellen, monatlich 6 Thaler 8 Sgr. 
Grundsteuer, während die grosse Herrschaft Lubscha mit acht 
Vorwerken nur 1 ■/» Thaler. Dagegen steuert in den Marken 
das Dorf Petershagen bis 76 Procent des Ertrages, während 
andere Dörfer 17 bis 30 Procent geben (Krug, Statistik S. 113). 
In ganz Pommern, ausschliesslich der von Schweden abge- 
tretenen 66 Quadrat-Meilen, zahlt die Ritterschaft nicht mehr 
als 11,631 Thaler 9 Sgr. 4 Pf. an Lehnplerden und Allodifications- 
zins, die übrigen Eigentümer dagegen einschliesslich des söge- 
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nannten Servis der Städle, etwa 408,000 Thaler; lässt man den 
Servis der Städte mit 76,000 Thaler ausser Anschlag, so treffen 
auf das steuerbare Eigcnthum des Bauernstandes ungefähr 
332,000 Thaler. 

In Berlin, wo die städtischen Häuser allein eine Miethe von. 
etwa 7,000,000 Thaler gewähren , beträgt der Servis nur 
131,416 Thaler, mithin kaum 2 Procent. In Breslau beläuft sich 
die Sei vissteuer auf 56,042 Thaler, während im Jahr 1846 der 
Bruttoertrag der zur Communal- Grundsteuer herangezogenen 
Grundstücke und Gebäude zu 1,755,000 Thaler ermittelt worden 
ist, so dass 3 •/* Procent zur Deckung des Servis genügen. In 
anderen Städten der östlichen Provinzen nimmt der Servis bei- 
nahe 20 Procent des ermittelten Reinertrags in Anspruch. In 
den westlichen Provinzen bilden die Gebäude in den Städten ein 
bedeutendes Object der Besteuerung ; in dem Catastral-Ertrag von 
22,540,632 Thaler ist 5,214,406 Thaler als Reinertrag von Ge- 
bäuden begriffen, und von diesem ermittelten Ertrag werden in 
allen Städten 1 1 '/» Procent als Grundsteuer erhoben. Die Städte 
in den östlichen Provinzen, welche seit der Einführung des 
Accise-Wesens durchgehends vom Lande gerennl wurden, zahlten 
nämlich als Real-Abgabe den Servis. 

Vergebens wird man nach haltbaren Gründen suchen , um 
so erhebliche Unterschiede von 10 zu 43 bei der Landwirt- 
schaft und von 2 Procent gegen 1 1 Va in den Städten zu recht- 
fertigen. Schon die Natur äussert in ihrem ganzen Lebens- 
prozesse bis in die geringsten Einzelheilen der physischen, 
moralischen und intellectuellen Welt ein stetes Bestreben zur 
Ausgleichung. Im Staatsleben äussert sich dieses allgemeine 
Naturgesetz in der unablässigen Tendenz zur Beseitigung der 
Ungleichheiten in der Rechtsvertheilung. Die sich mehrende und 
mehr verbreitende Intelligenz, die Heranbildung zur Humanität, 
vindiziren allmälig die Rechte der Gesammtheit gegen die Ueber- 
griffe der Sonderinteressen. Wo nun zudem von keiner Seite 
diese Ungleicheiten in Abrede gestellt werden; wo die Gesetz- 
gebung seit 1810 ihr Bestehen anerkannt und den Grundsatz 
der Allgemeinheit und Gleichförmigkeit der Abgaben 
im ganzen Lande, bei verhältnissmässiger Verthcilung auf alle 
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Steuerpflichtigen ausgesprochen ; wo die Staatsregierung von dem 
Bedürfniss der Revision und Ausgleichung durchdrungen ist; — 
da hat ein so buntes Gemisch von Abgaben und Rechlsverschie- 
denheiten den rechten Halt verloren, und es kann die Stunde 
nicht mehr fern sein", wo die so unabweisbare als dringende 
Nothwendigkeil der Umgestaltung des Systems nach den be- 
stehenden Vorschriften, alle Gemüther ergreift, und die so 
ungleichen Rechtsverhältnisse in allen Provinzen beseitigt, damit 
die gesetzlichen Bestimmungen eine Wahrheit werden und das 
Gesetz der Gerechtigkeit, die Grundlage für die Steuer -Ver- 
pflichtungen der Staatsbürger. 



